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Vorwort. 


Auf  allen  Lebensgebieten  entfaltet  der  moderne  Staat  eine 
gesteigerte  Tätigkeit.  Seine  ordnende  und  organisierende  Macht 
läßt  keinen  Kulturzweig  unberührt.  Längst  ist  die  individualistische 
Staatsau ffassung  dahin,  die  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des  poli- 
tischen Organismus  so  eng  wie  möglich  zog.  Immer  weiter  dringt 
der  Staat  vor  auf  der  Bahn,  alle  seine  Glieder  in  materieller, 
geistiger  und  sittlicher  Hinsicht  zu  fördern.  Am  sichtbarsten  wird 
dieses  staatliche  Vordringen  im  Wirtschaftsleben.  Kein  Erwerbs- 
zweig ist  davon  verschont  geblieben.  Speziell  der  preußische  Staat 
hat  hier  eine  große  Initiative  entwickelt.  Im  Eisenbahn-  und  Berg- 
wesen ist  er  bereits  der  größte  Unternehmer  der  Welt.  Seine 
Aktivität  auf  dem  letzteren  Gebiet  ist  noch  stetig  im  Wachsen. 
Damit  steht  im  Zusammenhang  die  Frage  nach  der  völligen  Monopo- 
lisierung des  Bergbaus  durch  den  Staat.  Nicht  minder  ist  aber 
auch  die  Privatinitiative  in  diesem  Erwerbszweig  lebendig  und 
hat  hier  eine  enorme  Leistungsfähigkeit  offenbart.  Wer  in  dieser 
Privatbetätigung  eine  Lebenskraft  unserer  Volkswirtschaft  erblickte, 
die  Funktionen  vollzieht,  die  für  Individuen  und  Völker  von  höchster 
Bedeutung  sind,  der  wird  sie  auch  in  Zukunft  unserem  Bergbau 
zu  erhalten  suchen.  So  wird  die  Frage  nach  seiner  Verstaatlich- 
ung zu  einem  Problem,  das  hohes  Interesse  verdient.  Wenn  wir 
im  folgenden  diesem  Problem  näher  treten,  so  tun  wir  es  in  dem 
Bewußtsein,  daß  auf  die  vorliegende  Frage  keine  abschließende 
Antwort  gegeben  werden  kann,  da  der  stetige  Fluß  der  Er- 
scheinungen des  Wirtschaftslebens  eine  völlig  andere  Stellung- 
nahme schnell  notwendig  machen  kann  und,  daß  bei  der  Schwierig- 
keit der  zu  beurteilenden  Materie,  die  vielfach  die  Abwägung  der 
Folgen  eines  rein  hypothetischen  Zustandes  erfordert,  die  Unter- 
suchung in  mancher  Beziehung  unzulänglich  bleiben  muß. 

Düsseldorf -Eller,  im  März  1914. 
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A.  Einleitung. 


Die  Verstaatlichung  des  Steinkohlenbergbaus  ist  eins  der  um- 
strittensten volkswirtschaftlichen  Probleme.  War  die  Frage  auch 
bisher  kein  Objekt  praktischer  Politik,  und  wird  sie  das  auf  ab- 
sehbare Zeit  auch  kaum  werden,  so  ist  doch  die  Diskussion  dar- 
über bis  heute  nicht  zur  Ruhe  gekommen.  Nach  wie  vor  stehen 
sich  die  Ansichten  hier  diametral  gegenüber.  Die  Verstaatlichung 
hat  bis  in  die  Gegenwart  hinein  bedeutende  Fürsprecher  gefunden, 
und  ebenso  wichtige  Stimmen  haben  sich  dagegen  erhoben.  Es 
erscheint  fast,  als  wenn  an  diesem  Punkte  um  große  Prinzipien 
gekämpft  würde,  als  wenn  man  von  der  Verwirklichung  dieses 
Gedankens  den  Beginn  der  Umwälzung  der  heutigen  materiellen 
Produktionsordnung  erwartete.  Als  eine  solche  prinzipielle  Frage 
betrachten  wir  das  Problem  der  Verstaatlichung  nicht,  sondern 
lassen  uns  in  erster  Linie  von  praktischen  Erwägungen  bei  der 
Untersuchung  leiten  und  fragen  darum  nach  der  Möglichkeit, 
Zweckmäßigkeit,  Bedeutung  und  Tragweite  einer  Verstaatlichung 
von  verschiedenen  Gesichtspunkten  aus.  Als  Untersuchungsobjekt 
nehmen  wir  den  preußischen  Steinkohlenbergbau,  der  mit  95  % 
an  der  gesamten  deutschen  Steinkohlenförderung  teilnimmt.  In 
ihm  wetteifern  die  staatliche  und  private  Unternehmungsorgani- 
sation miteinander.  Dazu  sind  in  den  letzten  Jahren  seitens  des 
Abgeordnetenhauses  über  den  preußischen  Staatskohlenbergbau  noch 
eingehende  Untersuchungen  angestellt  worden.  So  daß  hier  für  die 
Beurteilung  des  Problems  genügend  Voraussetzungen  gegeben  sind. 

Für  die  reiche  Förderung,  die  ich  zur  Beurteilung  der  vor- 
liegenden Materie  aus  dem  Wirken  meines  verehrten  Lehrers  des 
Geh.  Hofrats  Herrn  Prof.  Dr.  Pierstorff  an  der  Universität  Jena 
empfing  und  für  seine  nachhaltigen  Anregungen  zum  Eindringen 
in  das  Verständnis  des  Wesens  und  der  Zusammenhänge  volks- 
wirtschaftlicher Erscheinungen,  sage  ich  ihm  an  dieser  Stelle  ehr- 
erbietigen und  herzlichen  Dank. 


Herring,  Das  Problem  der  Verstaatlichung  des  preuß.  Steinkohlenbergbaus.  1 


B.  Ausführung. 


1.  Zur  Geschichte  des  Problems. 

Solange  die  volkswirtschaftliche  Betrachtungsweise  vorwiegend 
im  Zeichen  des  ökonomischen  Liberalismus  stand,  so  lange  kam  der 
Gedanke  einer  Verstaatlichung  des  Steinkohlenbergbaues  nicht  auf. 
Je  ferner  der  Staat  der  unmittelbaren  Teilnahme  am  Wirtschafts- 
leben steht,  desto  besser  erschien  es  nach  jener  Anschauung  um 
die  Volkswirtschaft  bestellt  zu  sein.  Von  der  Privatinitiative,  von 
der  möglichst  unbeschränkten  und  ungehemmten  Betätigung  der 
Individuen  erwartete  man  die  günstigste  Gestaltung  des  wirtschaft- 
lichen Lebens.  Erst  mit  den  Wandlungen  dieser  Auffassungsweise, 
mit  den  veränderten  Anschauungen  über  die  Bedeutung  des  Staates 
in  der  Volkswirtschaft  tauchte  auch  die  Frage  nach  der  Ver- 
staatlichung des  Kohlenbergbaues  auf.  Sie  ist  also  erst  neueren 
Ursprungs. 

Einer  der  ersten,  der  die  Verstaatlichung  des  preußischen 
Steinkohlenbergbaues  forderte  und  begründete,  war  der  Bergrat 
von  Festenberg-Packisch.  In  seinem  1886  erschienenen  Werk 
»Der  deutsche  Bergbau«  wirft  er  die  Frage  auf,  ob  nicht  in  Anbetracht 
der  wichtigen  Interessen,  die  mit  dem  Betrieb  des  Bergbaues  ver- 
bunden seien  und  mit  Rücksicht  auf  das  Allgemeinwohl  die  Ver- 
staatlichung wenigstens  einzelner  Zweige  der  bergmännischen 
Tätigkeit  zu  erwägen  sei.  Für  Preußen  hält  er  ein  solches  Vor- 
gehen in  bezug  auf  den  Steinkohlenbergbau  für  ebenso  begründet 
wie  die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen.  Die  Steinkohle  erscheint 
ihm  als  die  Trägerin  der  gesamten  wirtschaftlichen  Kultur,  und 
darum  sei  ihre  ökonomische  Ausnutzung,  die  Wahrung  der  Nach- 
haltigkeit des  Kohlenbergbaues,  wie  das  von  der  älteren  Berg- 
gesetzgebung vorgeschrieben  werde,  von  der  größten  Wichtigkeit. 
Die  Sicherung  in  dieser  Hinsicht  sieht  er  am  besten  vom  Staate 
gewährleistet.  »Die  Erhaltung  der  produktiven  Kräfte  der  Nation 
bis  in  die  fernste  Zukunft  hinein  muß  offenbar  als  eine  richtige 
Staatsraison  gelten,  und  darum  sollte  dieser  wichtige  Zweig  berg- 
männischer Tätigkeit  rechtzeitig  wiederum  den  Händen  der  Staat- 


liehen  Genossenschaft  anvertraut  werden,  welche  in  Verbindung 
mit  den  Eisenbahnen  dafür  zu  sorgen  hat,  daß  die  Steinkohle  zu 
gleichbleibenden,  mäßigen  Preisen  allen  Teilen  der  Monarchie  zu- 
geführt werden  kann,  in  ähnlicher  Weise  wie  dies  zur  Zeit  des 
Salzmonopols  bezüglich  des  Salzes  geschehen  ist«1).  Soweit  mensch- 
liche Voraussicht  reicht,  müßte  mit  der  Erschöpfung  der  Stein- 
kohlenfelder auch  die  Kultur  auf  deutschem  Boden  aufhören,  und 
es  sei  für  uns  kein  tröstlicher  Gedanke,  daß  dann  Amerika,  China, 
Neu-Südwales  oder  andere  fremde  Länder  uns  noch  auf  Jahr- 
tausende mit  Kohlen  versorgen  könnten.  Die  Befähigung  zum 
Bergbau  habe  der  preußische  Bergfiskus  in  der  Praxis  erwiesen 
und  auch  die  Rücksichten  auf  das  Allgemeinwohl  und  das  Wohl 
der  Bergarbeiter  dabei  walten  lassen. 

Erneut  greift  von  Festenberg  die  Verstaatlichungsfrage  1890 
auf  in  einem  Werk  über  »Die  Entwicklung  und  Lage  des  deut- 
schen Bergbaues«.  Seine  Ausführungen  stehen  hier  unter  dem 
Eindruck  des  Bergarbeiterausstandes  von  1889,  und  so  treten  auch 
für  die  Begründung  der  Verstaatlichung  jetzt  die  sozialpolitischen 
Momente  in  den  Vordergrund.  Er  nimmt  an,  daß  der  Streik  im 
Keim  erstickt  worden  wäre,  wenn  nicht  das  Gesetz  vom  21.  Mai 
1860  den  Bergbehörden  jede  Einwirkung  auf  die  Gestaltung  des 
Vertragsverhältnisses  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
genommen  hätte.  Um  aber  für  die  Zukunft  ähnlichen  Vorgängen 
vorzubeugen,  schlägt  er  vor,  den  §  196  des  allgemeinen  Berg- 
gesetzes für  die  preußischen  Staaten  dahin  zu  erweitern,  daß  sich 
die  Aufsicht  der  Bergbehörde  auch  auf  das  Arbeitsverhältnis  der 
Bergleute  und  ihr  sonstiges  leibliches  und  geistiges  Wohl  erstrecken 
solle.  »Für  den  Fall  aber,  daß  sich  über  lang  oder  kurz  heraus- 
stellen sollte,  es  sei  der  tiefe  Riß  in  dem  Verhältnis  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  auch  durch  obige  gelinde  Mittel 
nicht  mehr  zusammen  zu  schweißen,  haben  wir  noch  ein  anderes 
unserer  Ansicht  nach  recht  brauchbares  Eisen  im  Feuer  liegen. 
Es  heißt:  die  Verstaatlichung  des  preußischen  Steinkohlenberg- 
baues« 2).  Unter  der  Staatsverwaltung  werde  sich  das  Los  der 
Arbeiter  bessern;  weit  ausgiebiger  würde  für  ihr  Wohl  gesorgt 
werden.  Der  Staat  als  einziger  oder  doch  Hauptunternehmer  im 
Kohlenbergbau  sei  auch  in  der  Lage,  den  Bergarbeitern  ihre  alte 
Organisation  wieder  zu  geben  und  dadurch  ihre  sozialen  Verhält- 

x)  v.  Festenberg-Packisch,  Der  deutsche  Bergbau,  S.  169.    Berlin  1886. 
2)  v.  Festenberg-Packisch,  Die  Entwicklung  und  Lage  des  deutschen  Berg- 
baues, S.  91.    Breslau  1890. 
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nisse  zu  heben.  Nur  der  Staat  vermöchte  das  hohe  öffentliche 
Interesse,  das  der  Steinkohlenbergbau  besitze,  genügend  zu  wahren. 
Darum  sei  es  an  der  Zeit,  den  Kohlenbergbau  der  privatwirt- 
schaftlichen Ausbeutung  zu  entziehen.  Für  die  Prosperität  der 
Bergwerke  sei  es  unerheblich,  ob  sie  von  Staats-  oder  Privat- 
beamten geleitet  würden,  denn  gerade  der  Bergbau  setze  in 
seinen  natürlichen  Bedingungen  der  individuellen  Tüchtigkeit  enge 
Schranken. 

Zur  weiteren  Begründung  der  Verstaatlichungsforderung  zieht 
von  Festenberg  die  Konsolidierungspläne  des  Bergassessors 
Nonne  in  den  »Technischen  Mitteilungen  des  Vereins  für  die  berg- 
baulichen Interessen  im  Oberbergamtsbezirk  Dortmund«  *)  von  1886 
heran.  Dort  erörtert  Nonne  die  große  Bedeutung,  die  vom  tech- 
nischen und  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  eine  größere  Zu- 
sammenfassung der  Betriebe  im  niederrheinisch  -  westfälischen 
Kohlenreviere  haben  würde.  Daraus  erwüchsen  so  große  Vor- 
teile in  der  Wasserhaltung,  der  Wetterführung,  der  Ausnutzung 
der  Förderanlagen,  der  vorausberechnenden  Betriebsleitung,  daß 
vom  technischen  Standpunkt  aus  alle  Kapitalsaufwendungen  bei 
der  herrschenden  zersplitterten  Betriebsweise  als  unrationell  be- 
zeichnet werden  müßten.  Die  mit  diesem  Zustand  unzertrennlich 
verbundenen  Übelstände  könnten  durch  Bildung  und  Zusammen- 
fassung geeigneter  Gruppen  zu  einheitlichen  Werken  mit  gemein- 
samem Betrieb,  Verkauf  und  gemeinsamer  Verwaltung  gemildert 
werden.  Eine  völlige  Beseitigung  der  aus  der  jetzigen  Betriebs- 
weise entspringenden  Übelstände  bedinge  den  Übergang  des  ge- 
samten Kohlenbergbaues  in  eine  Hand.  In  diesen  Darlegungen 
über  die  große  Bedeutung  einer  stärkeren  Konzentration  der  Berg- 
werke erhält  die  Forderung  Festenbergs  eine  weitere  Begrün- 
dung; denn  der  eine  Unternehmer,  in  dessen  Händen  der  ganze 
Kohlenbergbau  dann  liegen  müsse,  kann  nur  der  Staat  sein.  Als 
wichtige  Folgen  in  wirtschaftspolitischer  Hinsicht  verspricht  er  sich 
von  der  Verstaatlichung  noch  die  Regulierung  der  Abwanderung 
der  Arbeiter  vom  Lande  und  die  Inangriffnahme  der  Industri- 
alisierung des  deutschen  Ostens  durch  Einführung  niedriger  Aus- 
nahmetarife für  Kohlen.  So  vereinigen  sich  bei  ihm  volkswirt- 
schaftliche, sozialpolitische,  technische  und  wirtschaftspolitische 
Gesichtspunkte,  um  die  Überführung  des  Kohlenbergbaues  in 
Staatsregie  zu  begründen. 

J)  J.  Nonne,  Technische  Mitteilungen  des  Vereins  für  die  bergbaulichen  Inter- 
essen im  Oberbergamtsbezirk  Dortmund,  Heft  3.    Berlin  1886. 
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Die  Stimmen,  die  die  Verstaatlichung  des  Kohlenbergbaues 
forderten,  erweiterten  sich  mit  einem  Schlage  nach  dem  Berg- 
arbeiterausstand von  1889.  Die  soziale  Lage  der  Grubenarbeiter 
wurde  das  Hauptmotiv  für  die  Forderung,  der  Staat  möge  sich 
des  Bergwerkseigentums,  das  von  ihm  sich  herleite,  wieder  be- 
mächtigen. Es  gehe  nicht  an,  den  Bergbau  und  seine  Arbeiter 
der  Ausbeutung  durch  das  unpersönliche  Kapital  zu  überlassen, 
dem  es  lediglich  auf  hohe  Dividenden  ankomme,  und  das  an  der 
Besserung  der  Arbeiterverhältnisse  kein  Interesse  habe.  Nur  durch 
ein  Eingreifen  des  Staates,  das  sich  schon  bei  der  Überführung 
der  Eisenbahnen  in  Staatsbesitz  so  glänzend  bewährt  habe,  sei 
Wandel  zu  schaffen  und  Besserung  zu  erwarten.  Auf  solche  und 
ähnliche  Grundtöne  sind  die  Ausführungen  vornehmlich  konser- 
vativer Parlamentarier  er  und  Zeitungen  zur  Verstaatlichungsfrage 
damals  gestimmt. 

Aber  es  erhoben  sich  auch  bedeutsame  gegnerische  Ansichten. 
So  war  es  vor  allem  A.  Schäffle,  der  in  einer  Abhandlung  über 
das  prinzipielle  Verhältnis  von  Staat  und  Volkswirtschaft  zur  Sache 
Stellung  nahm1).  Ihm  erscheint  die  Trennung  des  Staates  von 
der  Volkswirtschaft  und  der  Volkswirtschaft  vom  Staate  ein  ewiges, 
allem  Wechsel  »volkswirtschaftlicher  Kategorien«  entrücktes  Prinzip. 
Aus  diesem  Gesichtspunkt  heraus  sieht  er  in  einer  völligen  Ver- 
staatlichung des  Steinkohlenbergbaues  einen  Verstoß  gegen  dies 
mehr  als  historische  Grundprinzip  und  damit  einen  bedeutsamen 
Schritt  auf  dem  Wege  zur  staatlichen  Leitung  und  Zentralisation 
der  Güterproduktion  und  Güterverteilung  an  Stelle  der  dem  staat- 
lichen Organismus  notwendigen  Selbständigkeit  und  Dezentrali- 
sation des  Gütererzeugungs-  und  Umlaufprozesses.  Sollte  dennoch 
die  Verstaatlichung  erfolgen,  dann  sei  der  Kohlenbergbau  mög- 
lichst unabhängig  vom  zentralen  Staatsleben  zu  führen,  so  daß  die 
formelle  Verstaatlichung  faktisch  einer  unabhängigen  Veranstalt- 
lichung  gleichkomme.  Im  übrigen  schlägt  Schäffle  eine  Reihe 
von  Maßnahmen  vor,  die  sozialen  Verhältnisse  der  Bergarbeiter 
auch  ohne  Überführung  der  Werke  in  Staatsbesitz  besser  zu  ge- 
stalten. 

Aus  Gründen  wirtschaftlicher  und  sozialer  Natur  wendet  sich 
auch  der  Bergrat  Gothein  in  einem  Beitrag  zur  Verstaatlichungs- 
frage gegen  den  völligen  Staatsbergbau.  Besorgt  sieht  er  schon 
im  Hintergrund  den  sozialistischen  Staat  aufsteigen.    »Tritt  einmal 

*)  A.  Schäffle,  Trennung  von  Staat  und  Volkswirtschaft.  Zeitschrift  für  die 
gesamten  Staatswissenschaften,  S.  591.    Tübingen  1889. 


der  Staat  für  die  bessere  Lage  einer  besonderen  Arbeiterkategorie 
durch  Verstaatlichung  eines  Gewerbezweiges  ein,  so  gibt  es  auf 
der  schiefen  Ebene  kein  Halten  mehr,  bis  die  Ziele  der  Sozial- 
demokratie erreicht  sind«1).  Auch  er  macht  Vorschläge,  die  Lage 
der  Bergarbeiterklasse  zu  verbessern,  betont  dabei  auch  stark  die 
ethische  Seite  dieser  Aufgabe,  deren  Lösung  in  erster  Linie  der 
Gesellschaft  zufalle  und  nicht  dem  Staat. 

Damit  war  das  Problem  der  Verstaatlichung  des  Kohlenberg- 
baues mit  seinem  Für  und  Wider  einmal  aufgeworfen,  und  die 
Erörterung  darüber  ist  seitdem  nicht  wieder  zur  Ruhe  gekommen. 
Sie  folgte  am  lebhaftesten  den  Erscheinungen  und  Vorgängen  in 
unserm  Bergbau,  die  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  erregten,  wie 
den  Kartellbildungen,  den  Zechenstillegungen,  den  weiteren  Berg- 
bauausständen und  vor  allem  der  Hiberniaangelegenheit  1 904,  deren 
Verstaatlichungsversuch  man  in  den  Kreisen  der  Bergbauinter- 
essenten für  den  Beginn  einer  umfassenden  Aktion  des  Staates 
in  bezug  auf  den  Steinkohlenbergbau  ansah,  obwohl  das  preußische 
Staatsministerium  eine  darüber  hinausgehende  Verstaatlichung  aus 
wirtschaftlichen  und  politischen  Gründen  für  durchaus  »widerrätlich« 
erklärte.  Jedenfalls  erschien  den  Beteiligten  die  Stabilität  dieser 
Meinung  nicht  gesichert  genug,  zumal  die  Erfahrung  lehrt,  daß 
die  Verhältnisse  oft  stärker  als  die  Menschen  sind.  Unleugbar  ist 
durch  die  Vorgänge  bei  diesem  gescheiterten  Verstaatlichungs- 
versuch das  Interesse  am  Verstaatlichungsproblem  stark  gefördert 
worden,  weit  stärker,  als  es  je  durch  eine  bloße  theoretische  Er- 
örterung nur  geschehen  kann.  Im  übrigen  hat  die  Frage  der  Ver- 
staatlichung des  Bergbaues  praktische  Konsequenzen,  die  über 
Anträge  in  verschiedenen  Volksvertretungen  des  In-  und  Aus- 
landes hinausgingen,  nirgends  gezeitigt. 

Aber  bis  heute  ist  die  Diskussion  darüber  aus  der  Literatur 
und  in  den  Parlamenten  nicht  verschwunden,  und  nach  wie  vor 
stehen  sich  die  Meinungen  diametral  hier  gegenüber.  Die  Berg- 
bauverstaatlichung ist  ein  Hauptprogrammpunkt  der  deutschen 
Sozialdemokratie.  Ferner  beschäftigte  sie  im  Jahre  19 12  den  inter- 
nationalen Bergarbeiterkongreß  zu  Antwerpen  und  19 13  die  General- 
versammlung des  Bergarbeiterverbandes  zu  Hannover.  Beide  Ver- 
bände fordern  ihre  Durchführung,  dabei  stark  von  sozialistischen 
Gedanken  beeinflußt.  Von  staatssozialistischer  Seite  aus  ist  es 
heute  vor  allem  Adolf  Wagner,  der  der  Überführung  der  Kohlen- 
bergwerke aus  Privat-  in  Staatsbesitz  das  Wort  redet.   Nach  dieser 

1)  G.  Gothein,  Sollen  wir  unseren  Bergbau  verstaatlichen?  S.  35.    Breslau  1890 


Richtung  hin  sprach  er  sich  noch  auf  den  evangelisch-sozialen 
Kongressen  in  Essen  191 2  und  in  Hamburg  19 13  aus.  Staat, 
Kommunen  und  Verbände  sollen  dort,  wo  sie  technisch  und  öko- 
nomisch dazu  geeignet  sind,  große  Besitztümer  in  ihre  Hand 
nehmen,  Produktionszweige  auf  dieser  Grundlage  errichten  und 
selbst  betreiben,  um  so  die  Probleme  der  riesigen  privatkapitalisti- 
schen Betriebe  und  des  Aktienbetriebs  zu  lösen1).  Zu  den  großen 
rentablen  Erwerbszweigen,  die  für  Staatsregie  geeignet  und  vor- 
teilhaft sind,  rechnet  Adolf  Wagner  vor  allem  auch  den  Stein- 
kohlenbergbau. Eine  bedeutende  Jüngerschar  teilt  diesen  Stand- 
punkt ihres  Meisters  und  ist  der  Ansicht,  daß  der  von  ihm  ver- 
tretene Staatssozialismus  zur  Wahrheit  werden  wird. 

Aus  der  Geschichte  der  Entwicklung  der  vorliegenden  Frage 
lassen  sich  somit  starke  gegensätzliche  Ansichten  in  ihrer  Beant- 
wortung erkennen.  Gründe  für  und  gegen,  prinzipielle  und  prak- 
tische, sind  erhoben  worden.  Die  Argumente  scheinen  sich  die 
Wage  zu  halten.  Wir  untersuchen  nun  zunächst,  ob  von  einem 
prinzipiellen  Standpunkt  aus  zur  Frage  Stellung  genommen  werden 
kann  und  wenden  uns  darum  zunächst  der  Frage  zu,  von  der  die 
vorliegende  ein  Teil  ist,  die  das  Verstaatlichungsproblem  umfaßt, 
der  Frage  nach  dem  Verhältnis  des  Staates  zur  Volkswirtschaft 
überhaupt  und  prüfen,  ob  wir  von  hier  aus  in  der  Beantwortung 
des  Problems  gefördert  werden. 


2.  Die  Stellung  des  Staates  zur  Volkswirtschaft. 

Die  Beziehungen  des  Staates  zur  Volkswirtschaft  unterlagen 
im  Lauf  der  Jahrhunderte  starkem  Wechsel  und  Wandel.  Je  nach 
der  Auffassung,  die  die  Völker  und  Zeiten  vom  Staatszweck  be- 
herrschte, wandelten  sich  auch  die  Aufgaben,  die  man  dem  Staate 
inbezug  auf  die  Volkswirtschaft  zuwies.  Mochte  danach  auch 
das  Verhältnis  des  Staates  zur  Volkswirtschaft  sich  fester  oder 
loser  gestalten,  immer  gewahren  wir  irgendwelche  Beziehungen 
zwischen  den  politischen  und  volkswirtschaftlichen  Funktionen. 
Beschränkt  sich  der  Staat  auch  lediglich  auf  die  Einrichtung  von 
Institutionen,  etwa  auf  den  Erlaß  von  Güter-  oder  Eigentums- 
ordnungen, um  die  Beziehungen  der  wirtschaftenden  Subjekte  in 
privatwirtschaftlicher  Hinsicht  zu  regeln  und  auf  die  wSchaffung 
von  Organen,  die  der  Ausführung  und  Kontrolle  der  erlassenen 

2)  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  evangelisch-sozialen  Kongresses  zu  Ham- 
burg, S.  150.    Göttingen  19 13. 
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Rechtsnormen  dienen,  immerhin  steht  der  Staat  nicht  isoliert  neben 
der  Volkswirtschaft.    Ein  solcher  Zustand  ist  undenkbar. 

Aber  weit  über  diesen  engen  Wirkungskreis  hinaus  sehen 
wir  in  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  den  Staat  in  die  Ge- 
staltung des  wirtschaftlichen  Lebens  eingreifen.  So  war  es  das 
Kennzeichen  jener  merkantilistischen  Epoche  der  Volkswirtschaft, 
daß  der  Staat  seine  Machtmittel  einsetzte,  um  planmäßig  und  be- 
wußt die  produktiven  Kräfte  des  Landes  zu  entwickeln.  Zölle, 
Ein-  und  Ausfuhrverbote,  Subventionen,  Prämien,  staatliche  Muster- 
betriebe, Bau  von  Verkehrsstraßen  und  andere  wirtschaftspolitische 
Maßnahmen  wurden  in  den  Dienst  der  Förderung  der  Volks- 
wirtschaft gestellt.  Obwohl  längst  durch  Renaissance  und  Re- 
formation das  Individuum  im  geistigen  Leben  erwacht  war,  durch- 
drang und  beherrschte  die  merkantilistische  Denkweise  die  Staats- 
praxis bis  tief  ins  18.  Jahrhundert  hinein.  Vom  Staat  und  seinen 
Organen  erwartete  man  die  hauptsächlichste  Förderung  in  wirt- 
schaftlichen Dingen.  Mochte  späteren  Generationen  auch  eine 
solche  Betätigung  des  Staates  im  Wirtschaftsleben  als  Bevor- 
mundung erscheinen,  für  jene  Epoche  war  dies  ganze  System  staat- 
licher, wirtschaftspolitischer  Maßnahmen  notwendig,  denn  nur  durch 
Hilfe  des  Staates  und  durch  seine  Initiative  konnte  die  Privat- 
initiative geweckt  und  gestärkt  werden  und  die  Privatunternehmung 
vorbereitet  werden,  Aufgaben  zu  übernehmen,  für  die  sie  sich 
bisher  als  unzulänglich  erwies.  Die  Staatshilfe  und  Staatstätigkeit 
schufen  erst  die  wirtschaftlichen  Bedingungen,  um  die  Theorien 
der  naturrechtlich,  individualistisch  orientierten  Auffassungsweise 
der  Physiokraten  in  die  Praxis  umzusetzen. 

Mit  der  physiokratischen  Schule  brach  dann  eine  völlig  ver- 
änderte Auffassung  von  der  Stellung  des  Staates  zur  Volkswirt- 
schaft sich  Bahn.  Wie  in  der  Natur,  so  erkennen  die  Physiokraten 
auch  im  sozialen  Leben  eine  natürliche  Ordnung,  deren  Walten 
allein  die  höchste  wirtschaftliche  Entfaltung  verbürgt.  Alle  posi- 
tive Gesetzgebung  muß  der  Verwirklichung  dieser  natürlichen 
Wirtschaftsordnung  dienen.  Das  tut  sie  am  besten,  wenn  sie  dem 
Selbstinteresse  der  Individuen  möglichst  freien  Spielraum  läßt, 
wenn  sie  den  Einzelnen  mehr  und  mehr  auf  sich  selbst  und  seine 
wirtschaftliche  Kraft  stellt.  Alles  lästige  und  bevormundende 
Eingreifen  des  Staates  wird  als  schädlich  abgewiesen,  da  es  die 
natürliche  Entwickelung  des  Wirtschaftslebens  stört  und  hemmt. 
Nur  in  seinen  Grundlagen,  in  der  Freiheit  der  Person  und  im 
Schutz  des  Privateigentums  bedarf  dieses  des  staatlichen  Beistandes. 
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Die  Volkswirtschaft  muß  möglichst  sich  selbst  überlassen  werden, 
denn  in  ihr  gibt  es  von  Natur  aus  einen  selbst  regulierenden  Faktor: 
das  eigene  Interesse  der  Individuen.  Das  freie  Spiel  der  Kräfte, 
die  ungehemmte  Entfaltung  der  ökonomischen  Energie  des  Ein- 
zelnen verbürge  am  zweckmäßigsten  die  Förderung  der  Interessen 
der  Privat-  und  Volkswirtschaft  und  schaffe  von  selbst  ein  ordnendes 
Prinzip  im  Kampf  ums  Dasein  und  die  Harmonie  der  verschieden- 
artigsten Interessen. 

Ihren  klassischen  Ausdruck  fand  diese  Auffassungsweise  bei 
Adam  Smith,  der  in  seiner  Anschauung  von  der  Stellung  des 
Staates  zur  Volkswirtschaft  den  Physiokraten  folgt,  wie  auch  den 
Naturrechtlern  und  den  Philosophen  der  Aufklärung.  Seiner  indi- 
vidualistischen Betrachtungsweise  des  wirtschaftlichen  Lebens  korre- 
spondiert die  individualistische  Auffassung  vom  Staatszweck  und 
von  Staatsauf  gaben  in  ökonomischen  Dingen.  Die  Maßnahmen 
des  Staates,  durch  künstliche  Mittel  hemmend  und  fördernd  wirt- 
schaftliche Vorgänge  zu  beeinflussen,  werden  zugunsten  höchst- 
möglichster Freiheit  der  wirtschaftenden  Subjekte  verworfen.  Die 
Funktionen  des  staatlichen  Lebensverbandes  erschöpfen  sich  hier 
in  der  Hauptsache  in  Macht-  und  Rechtzwecken.  Damit  soll  dem 
Gesamtstand  am  besten  gedient  sein.  Diese  eigentümliche  Grund- 
anschauung vom  wirtschaftlichen  und  sozialen  Leben  und  von  der 
Stellung  des  Staates  zur  Volkswirtschaft  wurde  in  der  Wirtschafts- 
politik der  Staaten  bald  von  großer  Tragweite  und  der  merkanti- 
listischen  Epoche  gegenüber  eine  vorübergehende  starke  Umwälzung 
hervorgerufen. 

Mit  dem  Beginn  des  19.  Jahrhunderts,  getrieben  durch  die 
politischen  Ereignisse,  löste  die  individualistische  Gedankenwelt 
der  klassischen  Nationalökonomie  und  die  mit  ihr  in  wesentlichen 
Punkten  übereinstimmende  Kantische  Philosophie  auch  in  Preußen 
ihre  umgestaltende  Wirkung  aus.  Der  neue  Geist  spricht  aus 
den  Stein-Hardenbergschen  Reformen,  ergreift  alle  Lebensgebiete, 
durchdringt  die  preußische  Wirtschaftspolitik  stärker  und  stärker 
bis  über  die  Mitte  des  Jahrhunderts  hinaus  und  erreicht  den  Höhe- 
punkt mit  der  Beseitigung  aller  Zollschranken.  Diese  Epoche 
schuf  eine  Reihe  der  wesentlichsten  Fundamente  unserer  heutigen 
wirtschaftlichen  Verfassung.  In  der  Auslösung  ökonomischer 
Energie,  in  der  Entbindung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  der  Indi- 
viduen lag  der  Schwerpunkt  dieser  Wirtschaftspolitik.  Aber  in 
der  extremen  Ausprägung  dieser  Richtung,  in  dem  schrankenlosen 
wirtschaftlichen  Wettbewerb,  lagen  auch  zerstörende  Momente,  die 
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sich  in  ökonomischer  und  sozialer  Richtung  äußerten.  Indem  der 
Einzelne  ungehemmt  seine  selbstischen  Interessen  verfolgt,  stört 
er  nur  zu  leicht  die  wirtschaftlichen  Lebensbedingungen  anderer 
und  nimmt  auf  deren  Dasein  und  deren  Ansprüche  nicht  ge- 
bührende Rücksicht.  In  den  Daseinskampf  treten  die  Individuen 
nicht  mit  gleichen  Voraussetzungen  ein,  und  die  von  vornherein 
gegebene  materielle  und  geistige  Überlegenheit  artet  nur  zu  leicht 
aus  in  der  Ausbeutung  wirtschaftlich  Schwacher  und  in  rücksichts- 
loser Ausnutzung  der  sozialen  Machtstellung.  Ein  Zustand,  der 
die  Autonomie  des  wirtschaftenden  Subjekts  im  praktischen  Leben 
verwirklichen  wollte,  müßte  zur  Aufhebung  aller  wahren  Kultur, 
zur  wirtschaftlichen  Knechtschaft,  zur  völligen  Zersetzung  des 
sozialen  Geistes  führen.  Die  wirtschaftliche  Anarchie,  das  Walten 
sinnloser  Kräfte,  müßte  an  die  Stelle  von  Ordnung  und  Harmo- 
nie treten. 

Hat  auch  bei  uns  jene  Wirtschaftsepoche  diese  extremsten 
Formen  nicht  gezeitigt,  so  hat  sie  doch  genügt,  den  Boden  zu  be- 
reiten, aus  dem  dann  mit  so  großer  Wucht  die  sozialistische  Be- 
wegung entsprang,  die  nur  in  völliger  Umwälzung  der  gesamten 
Produktionsgrundlage  Heilung  der  sozialen  Schäden  erblickt,  und 
die  in  ihrer  wissenschaftlichen  Ausprägung  bei  Karl  Marx  als 
Endresultat  eine  Vergesellschaftung  aller  sachlichen  Produktions- 
mittel verkündigt.  Eine  die  Entwickelung  durchwaltende  Dialektik 
soll  mit  Naturnotwendigkeit  diesen  Zustand  heraufführen.  Die 
inneren  Widersprüche  im  ökonomischen  Dasein,  die  Gegensätze 
zwischen  der  Materie  und  der  Form  des  sozialen  Lebens,  denen 
nach  außen  der  Klassenkampf  korrespondiert,  sollen  hier  durch 
ihre  Eigenbewegung  die  Grundlagen  einer  höheren  Entwicklungs- 
stufe des  sozialen  Lebens  von  selbst  schaffen. 

Mit  dem  Vordringen  dieser  Kulturbewegung  gegenüber  dem 
ökonomischen  Liberalismus  geht  parallel  das  Wachstum  der  Er- 
kenntnis von  der  Bedeutung  des  Staates  und  der  politischen  Funk- 
tionen für  die  Gestaltung  des  gesellschaftlichen  Daseins,  für  die 
Aufgaben  des  Staates  im  Bereich  der  Volkswirtschaft  und  damit 
die  Verneinung  der  Anerkennung  des  ökonomischen  Individualismus 
als  des  alleinigen  Ordners  der  wirtschaftlichen  Lebensgestaltung. 
Die  individualistische  Staatsauffassung,  die  dem  freien  Spiel  der 
Kräfte  die  Gestaltung  der  Dinge  überlassen  wollte,  ist  einer  or- 
ganischen, universellen  Staatsauffassung  gewichen,  wo  der  einzelne 
seine  geistige  und  moralische  Existenz  aus  dem  Ganzen  herleitet, 
wo  der  staatliche  Lebensverband  von  vornherein  die  Einzelwesen 
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umfaßt  und  beeinflußt.  Es  kehrt  in  dieser  Staatsauffassung  etwas 
wieder  von  jener  antiken  Anschauung,  die  den  Menschen  mit 
seinem  ganzen  Sein  in  den  Staat  aufhob  und  ihm  jede  Freiheit 
gegenüber  dem  Staat  entwand.  Der  Staat  erscheint  wie  ein  Orga- 
nismus, dessen  Glieder  die  Individuen  sind,  die  damit  in  völliger 
Abhängigkeit  vom  Ganzen  stehen,  das  jeden  einzelnen  Teil  von 
vornherein  determiniert. 

Ihre  theoretische  Begründung  fand  diese  organische  Staats- 
auffassung in  der  nachkantischen  Philosophie,  durch  Fichte, 
Schelling,  Schleiermacher  und  vor  allem  durch  Hegel.  Ihm  ist 
der  Staat  »die  Wirklichkeit  der  sittlichen  Idee«,  eine  organische 
und  ethische  Einheit,  deren  Aufgaben  weit  über  bloße  Macht-  und 
Rechtzwecke  hinausgehen.  Er  wird  in  eminentem  Sinne  zum 
Kulturstaat,  der  das  ganze  sinnliche,  sittliche  und  geistige  Wohl 
aller  seiner  Glieder  zu  fördern  hat,  und  der  als  oberstes  Willens- 
und Machtorgan  auch  das  wirtschaftliche  Leben  auf  die  Durch- 
setzung sittlicher  Aufgaben  und  Ziele  hin  zu  beeinflussen  hat. 
Damit  beginnt  für  die  Stellung  des  Staates  in  der  Volkswirtschaft 
eine  neue  Epoche,  die  zwar  keineswegs  bis  heute  eine  Umwälzung 
der  individualistischen  Wirtschaftsordnung  bedeutet,  aber  wohl  eine 
unermeßliche  Erweiterung  staatlicher  Aufgaben  im  gesellschaft- 
lichen Dasein.  Auf  allen  Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens 
entwickelt  der  Staat  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  energische 
Tätigkeit;  immer  tiefer  und  stärker  greift  er  in  die  mächtig  flutende 
Entwicklung  ein.  Er  unterstützt,  wo  die  Tätigkeit  des  Einzelnen 
versagt;  er  hemmt,  wo  aus  der  zu  stark  entwickelten  Privat- 
betätigung Nachteile  erwachsen ;  er  tritt  ein,  wo  die  Erfüllung  von 
Aufgaben  durch  Private  den  Interessen  der  Gesamtheit  nicht  ge- 
recht wird.  Vor  allem  aber  wird  der  Staat  zum  Träger  der  Sozial- 
politik und  wendet  sein  Augenmerk  in  wachsendem  Maße  den 
wirtschaftlich  Schwächeren  zu  und  sucht  durch  den  Ausbau  einer 
sozialen  Gesetzgebung  an  der  Gesundung  des  staatlichen  Ganzen 
und  an  der  Verwirklichung  sozialer  Gerechtigkeit  zu  arbeiten. 

So  weit  und  so  tief  sich  aber  auch  die  ordnende  und  organi- 
sierende Macht  des  Staates  betätigt,  immer  bleibt  noch  das  indi- 
vidualistische Prinzip  das  bewegende  und  vorwärtstreibende  Lebens- 
element des  ökonomischen  Daseins,  und  bis  jetzt  ist  noch  nichts  in 
unseren  Gesichtskreis  getreten,  wodurch  es  irgendwie  könnte  er- 
setzt werden,  was  die  volkswirtschaftlichen  Funktionen  in  gleicher 
Weise  zu  lösen  vermöchte.  Ob  das  sozialistische  Prinzip  und  Ideal 
dieselben  Leistungen  vollbringen  könnte,  das  kann  theoretisch  nicht 


erwiesen  werden,  darüber  entscheidet  endgültig  erst  das  Experiment, 
zu  dessen  Vornahme  aber  die  ökonomische  Welt  ein  ungeeignetes 
Versuchsfeld  ist.  Ebensowenig  aber  läßt  sich  auch  das  Kommen- 
müssen eines  sozialistischen  Zustandes  mit  Notwendigkeit  aus  dem 
Verhalten  und  der  Lage  des  sozialen  Lebens  heute  deduzieren, 
dazu  sind  die  Entwicklungsmöglichkeiten  und  -notwendigkeiten  zu 
undurchsichtig  und  zu  verborgen.  Die  Notwendigkeiten  künftiger 
Bildungen  überhaupt  beweisen  zu  wollen,  heißt  die  Grenzen  unserer 
Erkenntnis  überschreiten.  Das  Gleiche  gilt  ebenso  von  der  An- 
sicht, die  die  Unmöglichkeit  der  Verwirklichung  des  Sozialismus 
für  alle  Zeiten  dartun  wollte. 

Wohin  die  Entwicklung  geht,  das  vermag  keine  Voraussicht 
darzutun.  Wir  müssen  uns  mit  der  Erkenntnis  begnügen,  daß  die 
Formen  unseres  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens  in  unaufhör- 
licher Wandlung  begriffen  sind.  Verstehen  wir  die  Gegenwart 
recht,  so  ist  die  Welle  der  Bewegung  der  Realisierung  einer  Reihe 
berechtigter  Forderungen  des  Sozialismus  günstig,  und  die  staat- 
liche Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  folgt  diesem  Zuge.  Das  starke 
Eingreifen  des  Staates,  mit  seinen  Machtmitteln  den  Privatwillen 
stärker  an  den  Gesamtwillen  zu  binden,  wird  zum  sichtbaren  Zeichen 
und  Ausdruck  dieser  Lage.  Wo  der  politischen  Macht  hier  die 
Grenzen  gezogen  sind,  das  ist  schwer  zu  bestimmen.  »Die  Staats- 
zwecke und  die  aus  ihnen  sich  ergebenden  Aufgaben  des  Staates 
sind  in  den  Strom  des  geschichtlichen  Werdens  gestellt,  sie  sind 
verschieden  in  den  einzelnen  Staaten  nach  der  Tradition,  nach 
dem  Verhältnis  der  Bürger  zur  Staatsgewalt,  nach  den  Bedürfnissen, 
dem  Bildungsstand,  der  Entwickelungsstufe  und  der  Eigenart  eines 
Volkes.  Vor  allem  sind  sie  bedingt  durch  die  Anschauungen  der 
geistigen  Führer  einer  Nation  und  die  durch  deren  Ideen  beein- 
flußten Staatsmänner«  1).  Es  gibt  eben  keine  festliegenden,  für  alle 
Zeiten  gültigen  Prinzipien,  nach  denen  das  Verhältnis  des  Staates 
zur  Volkswirtschaft  sich  regelte,  sondern  dies  Verhältnis  ist  wandel- 
bar wie  die  Dinge  und  Verhältnisse  selbst  und  trägt  an  sich  den 
Charakter  der  Relativität,  der  zeitlichen  und  räumlichen  Bedingtheit. 

Die  Mittel,  mit  denen  der  Staat  die  wirtschaftliche  Entwick- 
lung ordnend,  fördernd  oder  hemmend  zu  beeinflussen  sucht,  sind 
vornehmlich  seine  Gesetzgebungs-  und  Verwaltungstätigkeit.  Hier 
hat  der  Staat  eine  Initiative  entfaltet,  die  mehr  und  mehr  ins  Un- 
absehbare wächst.   Die  Gesetzgebungsmaschine  arbeitet  unter  fort- 

x)  Dr.  Ed.  Rosenthal,  Der  Wandel  der  Staatsaufgaben  in  der  letzten  Ge- 
schichtsperiode.   Rekt.-Rede,  S.  26.    Jena  191 3. 
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gesetztem  Hochdruck,  und  immer  noch  schwillt  die  Fülle  der 
Aufgaben,  die  zu  Objekten  der  Gesetzgebung  werden,  an.  Unsere 
Volksvertretungen  werden  immer  mehr  zu  Wirtschaftsparlamenten, 
und  damit  wächst  die  Notwendigkeit,  in  diesen  Körperschaften  für 
sachgemäße  Vertretung  der  durch  Gesetz  zu  beeinflussenden  Ma- 
terien zu  sorgen.  Mit  der  Fülle  der  Aufgaben,  die  die  rasch  vor- 
wärtseilende wirtschaftliche  Entwicklung  auf  wirft,  vermag  die  Ge- 
setzgebung trotz  aller  Bemühungen  dennoch  kaum  gleichen  Schritt 
zu  halten.  Daneben  schaffen  sich  Reich,  Bundesstaaten,  niedere 
und  höhere  Verwaltungskörper  ständig  neue  Organe,  um  der  Fülle 
der  Aufgaben  gerecht  zu  werden. 

Neben  dieser  mittelbaren  Beeinflussung  der  Volkswirtschaft 
durch  den  Staat  sehen  wir  dann  noch  in  der  Gegenwart  in 
wachsendem  Maße  die  Beteiligung  von  Staaten  und  Kommunen 
an  der  unmittelbaren  Gütererzeugung,  die  Übernahme  einer  Reihe 
von  Aufgaben  in  Eigenregie.  Hier  ist  aber  das  Vordringen  der 
öffentlichen  Unternehmungen  an  bestimmte  Grenzen  gebunden, 
wenn  es  sich  nationalökonomisch  rechtfertigen  lassen  will.  Die 
Betriebe,  die  vor  allem  den  Siegeszug  der  öffentlichen  Unter- 
nehmung aufweisen,  in  denen  die  staatliche  Organisation  zur 
Trägerin  des  Produktionsprozesses  wird,  lassen  erkennen,  daß  es 
die  Natur  dieser  Objekte  ist,  die  sie  für  die  Gemein  Wirtschaft 
prädestiniert.  Als  hervorragendstes  Beispiel  mag  das  Eisenbahn- 
wesen hier  dienen.  Schon  von  vornherein  drängt  die  Natur  der 
Verkehrsmittel  zu  einheitlicher  Organisation  und  damit  zur  Monopoli- 
sierung. Sie  fordern  ein  genaues  Ineinandergreifen,  eine  gewisse 
Einförmigkeit,  Starrheit  des  Betriebes,  enge  Bindung  an  bestimmte 
Regeln  und  Normen.  Ökonomische  Gründe  verlangen  eine  stärkere 
Ausschließlichkeit,  um  Doppelanlagen  zu  vermeiden  und  das  rollende 
Material  von  einer  Strecke  auf  die  andere  ungehindert  durchlaufen 
zu  lassen  und  um  damit  eine  rationellere  Ausnutzung  zu  erzielen. 
Diese  Vorbedingungen  schafft  am  besten  und  leichtesten  der  Staat. 
Seine  große  räumliche  Einheit  vermag  auch  leichter  die  Ausdehnung 
dieser  Verkehrsmittel  dort  zu  bewirken,  wo  die  Privatunternehmung 
aus  Rentabilitätsrücksichten  versagt.  Ferner  sind  auch  die  Staats- 
eisenbahnen bedeutsame  Mittel  für  eine  einheitliche  Wirtschafts- 
politik und  eine  wirksame  Landesverteidigung.  Dem  Betrieb  des 
Eisenbahnwesens  paßt  sich  auch  der  Beamtenkörper  des  Staates 
mit  seiner  straffen  Disziplin,  seiner  strengen  Über-  und  Unter- 
ordnung, seiner  mehr  militärischen  Schulung  vorzüglich  an.  Die 
Gründe,  die  für  die  öffentliche  Unternehmung  im  Bereich  dieser 
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Verkehrsmittel  sprechen,  sind  so  durchschlagend,  daß  die  Bewegung 
zur  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  in  allen  Kulturländern  zu- 
nimmt, selbst  in  England,  wo  sich  die  Privatunternehmung  im 
Eisenbahnwesen  bisher  als  sehr  leistungsfähig  erwiesen  hat.  Ge- 
radezu glänzend  hat  sich  die  Staatsverwaltung  der  Eisenbahn  in 
Preußen  bewährt  und  ist  ein  leuchtendes  Beispiel  hervorragender 
staatlicher  Unternehmungsfähigkeit.  An  dieser  Anschauung  ändert 
auch  nichts  die  Tatsache,  daß  unlängst  durch  eine  abnorme  Ent- 
wicklung im  Zentrum  unserer  Industrie  der  Eisenbahn  eine  völlige 
Bewältigung  des  Verkehrs  vorübergehende  Schwierigkeiten  machte. 
Auf  abnorme  Leistungen  kann  eine  solche  Betriebsverwaltung  ihre 
Maßnahmen  nicht  einstellen ;  sie  hat  mit  einer  stetigen  Entwickelung 
zu  rechnen  und  darauf  ihre  Dispositionen  aufzubauen,  um  damit 
eine  ständige  rationelle  Ausnutzung  ihrer  Anlagen  zu  sichern. 

Ahnliche  Gründe,  wie  sie  für  den  Staatsbetrieb  der  Eisenbahn 
sprechen,  haben  auch  die  Ausbreitung  der  gemeinwirtschaftlichen 
Unternehmung  in  Kraft-,  Licht-,  Gas-,  Wasserversorgungsanlagen 
und  Straßenbahnen  die  Wege  geebnet.  Auch  hier  ist  es  die  Natur 
dieser  Betriebe  und  ihre  Eigenart,  die  sie  staatlicher  oder  kommu- 
naler Verwaltung  leichter  zugänglich  macht.  Die  Erfahrung  hat 
gelehrt,  daß  die  öffentlichen  Verbände  befähigt  sind,  solche  Unter- 
nehmungen technisch  und  ökonomisch  mit  Erfolg  zu  betreiben. 

Wo  aber  die  Technik  und  Wirtschaft  der  Betriebe  nicht  so 
einfach  liegt,  wo  schnelle  Änderungen  in  der  Produktionstechnik 
sich  öfter  notwendig  machen,  wo  es  auf  große  Selbständigkeit  und 
Unabhängigkeit  des  Unternehmers  ankommt,  wo  es  gilt,  lebhafte 
Initiative  zu  entfalten,  wo  das  spekulative  Moment  in  der  Wirt- 
schaft vorherrscht,  wo  man  es  mit  starker  Konkurrenz,  schnell 
wechselnder  Nachfrage  und  demnach  mit  erheblichen  Preisschwan- 
kungen zu  tun  hat,  wo  es  auf  Wagemut  und  Unternehmergeist 
ankommt,  da  ist  bis  heute  unbestritten  die  Privatwirtschaft  im 
Vorsprung  und  die  geeignetste  Wirtschaftsform.  Mit  unmittel- 
barerer Kenntnis  und  mit  unmittelbarerem  Interesse  und  darum 
mit  größerer  Leistungsfähigkeit  und  höherem  Erfolg  vollzieht  sie 
ihre  Funktionen.  Der  Glaube  an  die  Omnipotenz  des  Staates  im 
ganzen  Bereich  der  Güterproduktion  ist  darum  ein  Aberglaube,  und 
die  Meinung,  der  Staat  vermöchte  hier  alles  zu  machen,  ein  Irr- 
tum. An  kaufmännischer  Erfahrung  und  Technik  kann  es  der 
Staat  mit  den  Privatunternehmern  nicht  aufnehmen.  Nur  zu  oft 
lassen  staatliche  Verwaltungen  eine  engere  Fühlungnahme  und 
Vertrautheit  mit  den  wirkenden  Mächten  des  wirtschaftlichen  Lebens 
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vermissen.  Der  Staat  als  Unternehmer  kennt  nichts  vom  Kampf 
ums  Dasein,  den  der  einzelne  Privatunternehmer  oft  führt  und  der 
ihn  nötigt,  alle  seine  Kräfte  aufs  äußerste  zu  spannen,  seinen  Be- 
trieb unaufhörlich  zu  vervollkommnen.  Kein  Beamtenrecht,  keine 
staatliche  Fürsorge  gibt  ihm  die  Sicherung  seiner  Existenz,  sondern 
nur  die  nie  ruhende  und  vorwärtsschreitende  Selbsthilfe.  Solche 
Antriebe  kann  das  wirtschaftliche  Leben  nicht  entbehren.  Da- 
durch werden  Funktionen  in  einer  Weise  vollzogen,  die  nicht  nur 
für  die  Privatwirtschaft,  sondern  auch  für  die  Volkswirtschaft  von 
unersetzlichem  Wert  sind.  Demgegenüber  bedeutet  die  öffentliche 
Unternehmung  nur  zu  leicht  ein  volkswirtschaftliches  Opfer,  denn 
es  fehlen  in  ihr  jene  Triebkräfte,  die  den  rastlosen  Fortschritt,  das 
unaufhörliche  Vorwärtsdringen,  die  immer  weitere  technische  und 
ökonomische  Vervollkommnung  verbürgen. 

Darum  verlangt  jede  Erweiterung  staatlicher  Unternehmer- 
tätigkeit eine  sorgfältige  Prüfung,  ob  sie  nicht  von  anderen  Or- 
ganen oder  der  Privatunternehmung  wirksamer,  wohlfeiler  und 
vollkommener  gelöst  werden  kann.  Läßt  man  diesen  Gesichts- 
punkt walten,  dann  ergibt  sich,  daß  die  Grenzen  der  staatlichen 
Betätigung  in  der  unmittelbaren  Güterproduktion  sehr  eng  gezogen 
sind,  und  daß  wir  von  einem  völligen  Aufgehen  der  Volkswirt- 
schaft in  den  Staat  noch  weit  entfernt  sind.  Nur  wo  überwiegende 
Gründe  des  öffentlichen  Interesses  vorliegen,  und  wo  die  Natur  des 
Wirtschaftszweiges  dem  Staatsbetrieb  angemessen  ist,  kann  eine 
Verstaatlichung  in  Frage  kommen.  Selbstverständlich  darf  dabei 
auch  nicht  von  der  Qualität,  des  Staates  abgesehen  werden,  der 
als  Unternehmer  auftreten  will.  In  einem  Staat  mit  laxer  Hand- 
habung der  Autorität,  mit  einem  korrumpierten  Beamtentum,  mit 
faulen  inneren  Zuständen  sind  der  Staatstätigkeit  in  bezug  auf  die 
Gütererzeugung  noch  weit  engere  Grenzen  gezogen.  Man  wird 
z.  B.  dem  preußischen  Staat  mit  seinem  pflichttreuen  Beamtentum, 
das  an  strenge  Disziplin  und  schweigenden  Gehorsam  gewöhnt  ist, 
andere  Aufgaben  anvertrauen  können  als  einem  russischen.  Alle 
diese  Momente  wollen  bei  der  Frage  nach  der  Zulässigkeit,  Mög- 
lichkeit und  Zweckmäßigkeit  staatlicher  Unternehmung  innerhalb 
der  Güterproduktion  berücksichtigt  sein.  Abstrakt  und  ohne  Rück- 
sicht auf  die  jeweiligen  konkreten  Verhältnisse  des  betreffenden 
Wirtschaftszweiges  und  des  Staates  läßt  sich  die  Frage  nach  einer 
Verstaatlichung  nicht  entscheiden.  Die  Sache  will  von  Fall  zu 
Fall  unter  sorgfältiger  Erwägung  der  Momente,  die  Für  und  Gegen 
sprechen,  und  unter  Wertung  des  Schwergewichts  dieser  Gründe 
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entschieden  sein.  Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  muß  auch  zur 
Frage  der  Verstaatlichung  des  Kohlenbergbaues  Stellung  genommen 
werden.  Aus  einem  einheitlichen,  prinzipiellen  Gesichtspunkt  läßt 
sich  diese  Frage  nicht  ohne  weiteres  bejahen  oder  verneinen.  Wohl 
läßt  uns  die  Betrachtung  des  Verhältnisses  des  Staates  zur  Volks- 
wirtschaft eine  starke  Tendenz  zum  Vordringen  des  Staates  im 
Wirtschaftsleben  durch  seine  Gesetzgebung  erkennen.  Wo  hier 
die  Grenzen  liegen,  das  vermag  keine  Theorie  zu  bestimmen.  Die 
fortschreitende  Entwicklung  wirft  von  selbst  die  Probleme  auf,  die 
dann  zu  Objekten  der  Gesetzgebung  werden.  Was  aber  das  Vor- 
dringen staatlicher  Unternehmertätigkeit,  seine  direkte  Teilnahme 
an  der  Gütererzeugung  betrifft,  so  sind  dieser  nationalökonomisch 
betrachtet  relativ  enge  Schranken  gezogen.  Wie  diese  Verhält- 
nisse beim  Kohlenbergbau  liegen,  muß  die  nähere  Untersuchung 
lehren.  Es  seien  daraufhin  zunächst  die  geschichtliche  Stellung 
des  Staates  zu  diesem  Wirtschaftszweig  und  die  rechtlichen  Be- 
ziehungen zwischen  Bergbau  und  Staat  untersucht. 

3.  Die  historisch  -rechtliche  Stellung  des  preußischen  Staates  zum 

Kohlenbergbau. 

Das  leitende  Grundprinzip,  das  unsere  deutsche  bundesstaat- 
liche Berggesetzgebung  durchzieht,  ist  die  Trennung  des  Bergbaues 
vom  Grundeigentum.  Diese  Tatsache  kommt  in  der  Vergangen- 
heit und  Gegenwart  in  zwei  Rechtsinstitutionen  zum  Ausdruck: 
im  Bergregal  und  in  der  Bergbaufreiheit.  Unter  dem  Bergregal 
ist  der  Landesherr  bzw.  der  Staat  der  Eigentümer  oder  doch  der 
privilegierte  Okkupant  der  Mineralien,  der  unter  Ausschluß  des 
Rechtes  des  Oberflächenbesitzers  über  die  Fossilien  verfügt;  und 
bei  der  Bergbaufreiheit  steht  es  jedem  Bergbaulustigen  zu,  kraft 
staatlicher  Ermächtigung  auf  fremdem  Grund  und  Boden  nach 
mineralischen  Lagerstätten  zu  suchen  und  nach  Erfüllung  der  ge- 
setzlichen Bedingungen  sich  das  Bergwerkseigentum  an  den  Mine- 
ralien in  einem  begrenzten  Felde  verleihen  zu  lassen.  Beide,  Berg- 
regal und  Bergbaufreiheit,  wenden  sich  gegen  den  Grundeigen- 
tümer und  schaffen  neben  dem  Eigentum  am  Grund  und  Boden 
noch  ein  besonderes  Eigentum  an  den  unter  dem  Grundstück 
brechenden  Fossilien,  das  Bergwerkseigentum. 

Wo  und  wann  die  Aussonderung  des  Bergbaues  aus  dem 
Recht  des  Oberflächeneigentümers  stattgefunden  hat,  bleibt  fraglich. 
Allgemein  anerkannt  finden  sich  Bergregal  und  Bergbaufreiheit  in 
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Deutschland  im  12.  und  13.  Jahrhundert.  Das  römische  Recht, 
dessen  Eigentumsbegriff  die  vollständige  rechtliche  Unterwerfung 
einer  körperlichen  Sache  bedeutet,  kennt  kein  gesondertes  Eigen- 
tum an  den  mineralischen  Lagerstätten  neben  dem  Eigentum  an 
der  Oberfläche.  Von  dorther  kann  also  die  deutsche  Rechtsbildung 
ihren  Ursprung  nicht  herleiten.  Sie  scheint  vielmehr  ihren  An- 
knüpfungspunkt in  der  Ronkalischen  Konstitution  Friedrichs  I.  von 
1158  gefunden  zu  haben,  in  der  Silberbergwerke  und  Salinen  unter 
den  dem  König  in  Oberitalien  zustehenden  Rechten,  unter  den 
Regalien  aufgezählt  werden.  »Mit  der  Rezeption  des  longobar- 
dischen  Lehnrechts  gewann  die  in  die  libri  feudorum  aufgenommene 
Constitutio  de  Regalibus  auch  für  Deutschland  das  Ansehen  einer 
gemeinrechtlichen  Grundlage  der  Regalienlehre.  Die  Juristen  be- 
nutzten nunmehr  diese  Lehre  zur  Ausbildung  ihrer  Theorie  vom 
Umfange  der  Staatsgewalt.  Demgemäß  fand  in  dem  Maße,  in 
dem  die  Machtfülle  und  die  Bedürfnisse  des  werdenden  modernen 
Staates  wuchsen,  eine  fortwährende  Steigerung  und  Vermehrung 
der  Regalien  statt  ....  Dem  Grundeigentum  gegenüber  wurde 
die  Ausdehnung  der  Regalität  einerseits  durch  die  Theorie  vom 
dominium  eminens  des  Staates,  andererseits  durch  die  Lehre  vom 
Rechte  des  Fiskus  an  herrenlosen  Sachen  gefördert«  1).  Ursprüng- 
lich ein  Attribut  der  Krone,  glitten  mit  der  föderalistischen  Ent- 
wicklung im  Deutschen  Reich  die  Regalien  nach  und  nach  in  die 
Hände  der  Landesfürsten.  Die  goldene  Bulle  sanktioniert  diesen 
Zustand,  wenn  sie  die  Hauptregalien  den  Kurfürsten  zuspricht.  Die 
Inflammabilien  wurden  hier  noch  nicht  unter  die  Regalien  ver- 
setzt; denn  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  war  damals  noch  zu 
gering.  Mit  dem  weiteren  Sinken  der  Zentralgewalt  des  Reiches 
ging  eine  Verflüchtigung  der  Regalien  Hand  in  Hand,  und  1648 
wurden  die  Territorialherren  die  anerkannten  Rechtsnachfolger  der 
einst  dem  König  allein  zustehenden  Privilegien. 

Auf  dieser  Grundlage  erhob  sich  im  15.  und  1 6.  Jahrhundert 
im  Reich  ein  für  die  damaligen  Verhältnisse  blühender  Bergbau. 
Die  Territorialherren,  die  nur  selten  in  der  Lage  waren,  eigenen 
Bergbau  zu  betreiben,  erklärten  diesen  gegen  Abgabe  des  Zehnten 
für  frei,  um  so  den  vermögensrechtlichen  Inhalt  der  Regalien  mög- 
lichst auszunutzen.  Die  also  erklärte  Bergbaufreiheit  steht  demnach 
im  engsten  Zusammenhang  mit  dem  Bergregal.  Nur  durch  diese 
Institution  hindurch  ließ  sich  die  Bergbaufreiheit  dem  mächtigen 
Anspruch  der  Grundeigentümer  gegenüber  behaupten. 

*)  O.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht,  Bd.  II,  S.  397.    Leipzig  1905. 
Herring,  Das  Problem  der  Verstaatlichung  des  preuß.  Steinkohlenbergbaus.  2 
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Welche  Gründe  auch  für  die  Aussonderung  der  Mineralien 
aus  dem  ursprünglichen  Inhalt  des  Grundeigentums  maßgebend 
gewesen  sein  mögen,  diese  Entwicklung  erweist  sich  aus  berg- 
baulichen und  volkswirtschaftlichen  Gründen  als  notwendig  und 
damit  gerechtfertigt.  Die  Natur  der  Sache  weist  von  selbst  auf 
diese  wirtschaftspolitische  Maßnahme  hin,  denn  ein  rationeller 
Bergbau  wäre  in  Deutschland  kaum  denkbar,  wenn  die  Bergwerks- 
mineralien Pertinenz  des  Grundeigentums  geblieben  wären.  Die 
natürlichen  Grenzen  der  mineralischen  Lagerstätten  stimmen  nicht 
überein  mit  den  rein  zufälligen  der  Grundverteilung.  Je  zersplit- 
terter darum  der  Besitz  an  Grund  und  Boden  ist,  um  so  schwieriger 
würde  es  sein,  die  vielen  Eigentümer  zwecks  Bergbaues  zu  ge- 
meinsamem Handeln  zu  bewegen.  Dazu  erfordert  der  Bergbau 
erhebliche  finanzielle  Mittel  und  ein  technisch  erfahrenes  Personal. 
Diese  Voraussetzungen  lassen  sich  durch  die  Grundbesitzer  nur 
schwer  erfüllen.  Überall  da,  wo  die  neuere  Berggesetzgebung  ein 
besonderes  Bergwerkseigentum  schafft,  sieht  sie  das  als  Bedingung 
eines  rationellen  und  entwickelungsfähigen  Bergbaues  an.  So  ist 
es  vor  allem  die  französische  Berggesetzgebung,  die  in  den  beiden 
Berggesetzen  vom  28.  Juli  1791  und  21.  April  18 10  die  Notwendig- 
keit der  Bergbaufreiheit  anerkennt  und  die  Bergwerke  zur  Ver- 
fügung der  Nation  stellt,  dabei  aber  doch  die  Rechte  der  Grund- 
eigentümer stärker  wahrt  als  die  preußische  Gesetzgebung.  Auch 
die  völlige  Bergbaufreiheit  kennt  das  französische  Bergrecht  nicht, 
da  ihm  das  Recht  des  ersten  Finders  und  der  Rechtsanspruch  des 
Muters,  d.  h.  desjenigen,  der  den  Antrag  auf  Verleihung  des  Berg- 
werkseigentums stellt,  fremd  sind.  Die  Konzessionserteilung  für  die 
mines  ist  ins  Belieben  der  Bergbehörden  gestellt,  ebenso  auch  die 
Festsetzung  der  Gestalt  und  Größe  des  Konzessionsfeldes.  In 
Preußen  beruhen  diese  Vorgänge  auf  gesetzlichen  Normen  und 
sind  damit  dem  administrativen  Ermessen  entzogen. 

Mit  der  Ansicht,  daß  die  Bergbaufreiheit  Grundbedingung 
für  die  blühende  Entfaltung  des  Bergbaues  ist,  scheint  die  Tat- 
sache im  Widerspruch  zu  stehen,  daß  in  den  beiden  Ländern,  die 
gegenwärtig  ziffernmäßig  den  bedeutendsten  Bergbau  aufweisen, 
in  England  und  den  Vereinigten  Staaten,  die  Bergbaufreiheit  un- 
bekannt ist.  Dort  sind  bis  heute  die  Mineralien  Akzessorium  des 
Bodeneigentums  und  unterliegen  den  Rechtsansprüchen  des  Grund- 
eigentümers. Erst  mit  der  Entwicklung  konstitutioneller  Regie- 
rungsformen bildete  sich  in  Großbritannien  dieser  Rechtszustand 
aus,   nachdem  vorher  dort  eine  weit  ausgedehnte  Bergregalität 


bestand,  die  sich  heute  nur  noch  auf  das  effektiv  wertlose  Anrecht 
an  Gold-  und  Silberfunden  erstreckt.  Von  England  aus  sind  dann 
die  Ansprüche  der  Grundeigentümer  an  den  Fossilien  auch  nach 
Amerika  mitgewandert,  das  eine  Bergbaufreiheit  nicht  kennt. 
Trotzdem  hat  sich  in  diesen  beiden  Ländern  der  Bergbau,  ins- 
besondere der  auf  Kohlen,  mächtig  entwickelt.  Die  Erklärung 
dieser  Tatsache  ist  in  der  Grundeigentumsverteilung  dort  zu  suchen. 
Weder  in  England  noch  in  Amerika  ist  der  Besitz  an  Grund  und 
Boden  so  zersplittert  wie  bei  uns.  Die  Konzentration  großer 
Flächen  in  einer  Hand  ermöglicht  den  Bergbau  durch  den  Grund- 
herrn oder  doch  eine  leichtere  Verständigung  zwischen  ihm  und 
den  Bergbaulustigen.  Dazu  kommt  noch,  daß  in  den  Vereinigten 
Staaten  vielfach  Distrikte,  in  denen  der  Bergbau  umgeht,  in  den 
Händen  der  Regierung  waren. 

Aber  auch  bei  uns  in  Deutschland  ist  für  die  Hauptmine- 
ralien die  Trennung  des  Bergbaues  vom  Grundeigentum  nicht 
ausnahmslos  zur  Anerkennung  gekommen.  So  fügte  eine  Königl. 
Verordnung  vom  8.  Mai  1867  den  Grundbesitzern  in  der  Provinz 
Hannover  zu  ihrem  Eigentum  am  Grund  und  Boden  noch  eine 
heute  sehr  wertvolle  Berechtigung  hinzu,  indem  sie  im  Anschluß 
an  die  herrschende  dortige  Verwaltungspraxis  die  Kali-,  Steinsalze 
und  Soolquellen  zum  Vorbehalt  des  Grundeigentümers  erklärte. 
Dieses  Geschenk  hat  der  preußischen  Bergbaupolitik  später  große 
Schwierigkeiten  bereitet,  und  man  hat  vergeblich  versucht,  es  wieder 
zurückzunehmen.  Ein  Federstrich  hätte  damals  genügt,  die  Berg- 
baufreiheit auch  dort  zu  proklamieren,  zumal  die  bergrechtliche 
Entwickelung  in  Hannover  dem  nicht  entgegen  stand,  und  dazu 
noch  die  Notabein  der  Provinz  sich  für  die  Bergbaufreiheit  aus- 
sprachen. Dieselbe  Verordnung  überließ  auch  die  Stein-  und  Braun- 
kohlen im  hannoverschen  Fürstentum  Kahlenberg  einschließlich 
der  Grafschaft  Spiegelberg  dem  Rechtsanspruch  des  Oberflächen- 
besitzers. Auch  im  Bereich  des  kursächsischen  Mandats  vom  Jahre 
1743  sind  die  Stein-  und  Braunkohlen  dem  Grundeigentümer  vor- 
behalten. Dieser  Rechtszustand  blieb  auch  bei  der  Einverleibung 
von  Teilen  dieses  Gebiets  in  Preußen  aufrecht  erhalten.  Durch 
Schaffung  selbständiger  Kohlenabbaugerechtigkeiten,  die  materiell 
mit  dem  verliehenen  Bergwerkseigentum  identisch  sind,  hat  man 
den  Bergbau  hier  zu  fördern  gedacht,  ebenso  wie  auch  den  Kali- 
bergbau durch  die  Bildung  von  selbständigen  Abbaugerechtigkeiten 
in  Hannover.  Endlich  werden  auch  noch  im  Bereich  des  ehe- 
maligen westpreußischen  Provinzialrechts  die  Kohlen  vom  Berg- 
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recht  nicht  ergriffen.  Sonst  hat  sich  in  Preußen  für  alle  wichtigen 
Mineralien  das  Prinzip  der  Trennung  von  Grund-  und  Bergwerks- 
eigentum durchgesetzt. 

In  dieser  Beziehung  weist  die  preußische  Berggesetzgebung 
keine  Schwankungen  auf,  wohl  aber  in  ihrer  Stellung  zum  Berg- 
regal und  zur  Bergbaufreiheit.  Diese  Bewegungen  sind  von  großer 
prinzipieller  Bedeutung  und  hängen  im  letzten  Grunde  mit  dem 
schon  betrachteten  Wechsel  in  der  Auffassung  vom  Staatszweck 
und  von  Staatsaufgaben  in  der  Volkswirtschaft  zusammen.  Die 
Geschichte  der  preußischen  Berggesetzgebung  läßt  das  aufs  deut- 
lichste erkennen.  Ihre  neuere  Epoche  setzt  ein  unter  dem  Einfluß 
merkantilistischer  Gedanken  am  Beginn  des  1 8.  Jahrhunderts.  Durch 
die  politischen  Wirren,  vor  allem  durch  die  Stürme  des  30jährigen 
Krieges,  war  der  deutsche  Bergbau  zum  Erliegen  gekommen. 
Seinem  Wiederaufblühen  sollte  auch  die  preußische  Berggesetz- 
gebung dienen,  die  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  mit  Erlaß  der  »Berg- 
ordnung für  die  klevischen  und  angehörigen  Lande,  besonders  die 
Grafschaft  Mark«  vom  18.  Juli  1737  einsetzte.  Den  äußeren  Anlaß 
dazu  gab  die  Rücksicht  auf  die  Versorgung  der  damals  staat- 
lichen Saline  Königsborn  in  Westfalen  mit  Kohlen.  Wie  es  zu 
jener  Zeit  mit  dem  Kohlenbergbau  dort  aussah,  ergibt  sich  aus 
einem  Bericht  der  Kriegs-  und  Domänenkammer,  in  dem  es  heißt: 
»Bei  diesem  anscheinend  so  reichen  Segen  ist  es  zu  bedauern, 
daß  die  Sache  nicht  in  gehöriger  Ordnung  traktiert,  sondern  ganz 
verkehrt  angefangen  und  gemeiniglich  nur  auf  den  Raub  gebaut 
wird,  was  vornehmlich  daher  rührt,  daß  es  an  der  höchst  nötigen 
Aufsicht  fehlt,  und  weder  ein  ordentliches  Bergamt  noch  Berg- 
meister oder  anderer  Offizier  vom  Leder  vorhanden,  welcher  dem 
Bergbau  vorsteht  und  selbigen  gebührend  dirigieren  könne,  und 
daß  es  ferner  mit  den  Gewerken  nichts  regulaires  habe,  indem 
sich  selten  eine  sonst  bei  wohl  eingerichteten  Bergwerken  übliche 
Gewerkschaft  zusammen  thue,  sondern  wenn  auch  der  eine  oder 
der  andere  vermögende  Mann  baulustig  werde,  so  nehme  er  wohl 
ein  allzu  weitläufiges  Revier  in  Muthung,  hazardiere  aber  dabei 
zu  wenig,  oder  es  käme  wohl  einem  einzelnen  Bauer  die  Lust  an, 
etwas  zu  gewinnen,  worin  er  durch  das  dort  sogenannte  Kohlen- 
Graben  seinen  Zweck  am  kürzesten  zu  erreichen  vermeine,  sucht 
also  auf  einem  auserlesenen  Distrikt  einen  Muth-Schein,  und  wenn 
er  solchen  erhalten,  sei  er  selbst  Gewerke,  Bergmeister  und  Kohlen- 
gräber in  einer  Person,  arbeite  Vormittags  etliche  Stunden,  so- 
weit es  seine  Kräfte  zulassen  wollten,  nehme  ohne  Maß  und  Regel. 
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alles  weg,  so  lange  er  Kohlen  finde  und  gehe  Nachmittags  wieder 
an  seine  Hauptarbeit.  Solchergestalt  fahre  er  täglich  fort,  bis  in 
den  obersten  Schichten  nichts  mehr  vorhanden,  und  wenn  es  auf 
Kosten  ankäme,  zögen  beide  Sorten  von  Gewerken  die  Hand  ab 
und  ließen  alles  zu  Sumpfe  gehen«1).  Diese  Zustände  erklären 
zur  Genüge  die  Richtung,  die  die  Berggesetzgebung  unter  Friedrich 
dem  Großen  einschlug,  als  sich  eine  Revision  der  geltenden  berg- 
rechtlichen Bestimmungen  notwendig  machte.  So  betritt  die  unter 
dem  29.  April  1766  erlassene  »revidierte  Bergordnung  für  das 
Herzogtum  Cleve,  Fürstentum  Meurs  und  für  die  Grafschaft  Mark« 
in  öffentlich  rechtlicher  Beziehung  die  Bahnen  staatlicher  Direktion, 
während  sie  sich  in  privatrechtlicher  Hinsicht  an  gemeines  deutsches 
Bergrecht  anschließt.  Sowohl  Betrieb  wie  Haushalt  der  Gruben 
kamen  unter  die  Leitung  des  Bergamts.  Staatliche  Beamte  regu- 
lierten den  Betrieb,  schrieben  die  Zubuße  aus,  verteilten  die  Aus- 
beute, legten  die  Beamten  und  Arbeiter  an,  setzten  die  Höhe  der 
Produktion  und  der  Preise  fest  und  normierten  die  Löhne.  Bei 
der  Regulierung  der  Preise  für  die  Produkte  wurde  die  Verkehrs- 
lage der  einzelnen  Gruben  berücksichtigt,  um  die  Lebensfähigkeit 
der  ungünstiger  gelegenen  nicht  zu  gefährden.  Dieser  Fürsorge 
entsprangen  auch  die  Maßnahmen  zur  Verhinderung  der  Anlagen 
neuer  Betriebe,  wenn  diese  den  Absatz  der  alten  zu  schmälern 
drohten.  Die  moderne  Kartellpolitik  hat  hier  schon  staatliche  Vor- 
bilder gefunden.  Der  Bergordnung  von  1766  folgen  in  fast  ge- 
nauer Übereinstimmung  die  »revidierte  Berg -Ordnung  für  das 
souveraine  Herzogthum  Schlesien  und  für  die  Grafschaft  Glatz« 
vom  5.  Juni  1769  und  die  »revidierte  Berg-Ordnung  für  das  Her- 
zogthum Magdeburg  usw.«  vom  7.  Dezember  1772.  Beide  Berg- 
ordnungen handeln  im  §  1  von  dem  Bergwerksregal  und  bestimmen: 
»Alle  Mineralien  und  Fossilen,  die  sowohl  in  anderen  Ländern  und 
nach  den  vor  angeführten  alten  Bergwerks-Ordnungen,  als  auch 
nach  der  Observanz,  zu  dem  Bergwerksregal  gerechnet  und  dahin 
gezogen  worden,  sollen  Uns  fernerhin  dergestalt  verbleiben,  daß 
Wir  selbige  nach  Unserm  Gutbefinden  Selbst  bauen,  oder  bau- 
lustige Gewerke  damit  belehnen  können«2).  Zu  den  Regalien 
werden  auch  hier  die  Steinkohlen  gerechnet.  Sie  gerieten  übrigens 
in  Schlesien  erst  mit  dem  Einzug  der  preußischen  Verwaltung 
unter  den  staatlichen  Vorbehalt.  Auch  diese  beiden  Bergordnungen 

J)  v.  Festenberg-Packisch,  Der  deutsche  Bergbau,  S.  22.    Berlin  1886. 
2)  H.  Brassert,  Bergordnungen  der  Preußischen  Lande.    Sammlung,  S.  943  und 
1076.    Köln  1858. 
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begründen  die  Notwendigkeit,  die  Zechen  unter  die  Direktion  des 
Oberbergamts  zu  stellen.  An  dieser  Stellung  des  Staates  zum 
Bergbau  änderte  auch  die  Kodifikation  des  gesamten  preußischen 
Rechts  im  Allgemeinen  Landrecht  nichts,  das  im  16.  Titel  seines 
zweiten  Teiles  eine  materiell  erschöpfende  Behandlung  des  Berg- 
rechts bietet  und  dabei  inhaltlich  den  verschiedenen  Bergordnungen 
folgt.  Das  A.-L.-R.  setzt  aber  die  Bergordnungen  keineswegs  außer 
Kraft,  sondern  es  gilt  in  deren  Bereich  nur  subsidär  und  wird  erst 
dort,  wo  keine  gesetzliche  Regelung  vorliegt,  zum  Prinzipalrecht. 

Damit  komplizierten  sich  die  preußischen  bergrechtlichen 
Normen  sehr  stark.  Provinzielles,  landrechtliches,  gemeines  deut- 
sches und  französisches  Bergrecht  galten  neben-  und  miteinander. 
Das  läßt  das  Drängen  nach  größerer  Vereinheitlichung  erklärlich 
erscheinen.  Mit  diesem  berechtigten  Verlangen  nach  einer  Berg- 
rechtsreform verband  sich  zugleich  nun  die  Bewegung,  den  Berg- 
bau mit  solchen  Rechtsnormen  auszugestalten,  die  den  Aufschwung 
der  Bergwerksindustrie  besser  gewährleisteten,  als  das  die  mannig- 
fach veralteten  und  den  Bedürfnissen  der  Zeit  nicht  mehr  ent- 
sprechenden Bergordnungen  taten.  Ihre  stärkste  Anregung  fand 
diese  Bewegung  durch  die  Gedanken  der  klassischen  National- 
ökonomie mit  ihrer  Forderung,  dem  Selbstinteresse  der  Individuen 
die  Führung  im  wirtschaftlichen  Leben  anzuvertrauen  und  den 
Staat  möglichst  im  Hintergrund  zu  belassen.  Für  den  preußischen 
Bergbau,  in  dem  der  Staat  eine  so  feste  Position  einnahm,  war 
das  gleichbedeutend  mit  der  Forderung  nach  Beseitigung  der 
staatlichen  Direktion  und  der  Einführung  der  Selbstverwaltung. 
Auf  anderen  Gebieten  hatte  die  individualistische  Bewegung  in 
Preußen  bereits  praktische  Konsequenzen  gezeitigt.  Aber  merk- 
würdigerweise blieben  die  Reformen  im  Bergwesen  aus,  obwohl 
der  Freiherr  von  Stein,  der  die  neue  wirtschaftspolitische  Ära  in 
Preußen  durch  seine  Gesetzgebung  inaugurierte,  selbst  einst,  als 
er  noch  Bergamtsdirektor  in  Wetter  a.  Ruhr  war,  den  englischen 
und  schottischen  Bergbau  mit  seiner  völligen  Selbstverwaltung 
aus  eigener  Anschauung  kennen  gelernt  hatte.  Er  scheint  den 
preußischen  Privatbergbau  für  die  Umgestaltung  noch  nicht  reif 
befunden  zu  haben.  Vielleicht  war  es  auch  die  Rücksicht  auf 
das  finanzielle  Interesse  des  Staates  am  Kohlenbergbau,  an  der 
Abgabe  des  Zehnten,  die  staatliche  Hand  noch  nicht  von  den 
Gruben  abzuziehen. 

Auch  in  der  Folgezeit  schwankte  die  preußische  Regierung 
sehr  stark  in  der  Auffassung  über  die  Grundprinzipien,  die  Auf- 
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gaben  und  den  Umfang  der  immer  dringender  werdenden  Berg- 
rechtsreform. Die  verschiedenen  Berggesetzentwürfe  lassen  das 
deutlich  erkennen.  Die  ersten  beseitigen  das  Direktionsprinzip, 
die  folgenden  nehmen  es  wieder  auf.  Gesetzeskraft  erlangte  aber 
keiner  von  ihnen.  Erst  um  die  Mitte  des  1 9.  Jahrhunderts,  beein- 
flußt durch  die  politischen  Vorgänge,  wurde  die  Reform  endlich 
energisch  in  Angriff  genommen  und  zwar  unter  dem  leitenden 
Gesichtspunkt  »der  Bergwerksindustrie,  unter  Aufhebung  staat- 
licher Bevormundung,  volle  Selbständigkeit  in  der  Wahrnehmung 
ihrer  Privatinteressen  zu  gewähren,  dagegen  die  Bergbehörde  auf 
die  Überwachung  der  konkurrierenden  öffentlichen  Interessen  zu 
beschränken«1).  Das  Feld  sollte  also  der  Privatindustrie  über- 
lassen und  die  Staatsbetätigung  im  Bergwesen  auf  das  Maß 
des  Verhältnisses  des  Staates  zu  anderen  Gewerben  reduziert 
werden.  Zu  dem  Zweck  mußte  das  Bergregal  beseitigt  werden 
und  der  Staat  sich  auf  die  eigentlichen  Staatszwecke,  auf  die 
Ausübung  seiner  Hoheitsrechte,  zurückziehen.  Das  veränderte  die 
Stellung  des  Staates  zum  Bergbau  fundamental,  denn  nun  fielen 
die  mit  dem  Bergregal  verbundenen  oder  doch  aus  ihm  hergelei- 
teten staatlichen  Privilegien,  wie  das  Recht  der  Direktion,  der 
Felderreservation,  der  Distriktsverleihung  und  vor  allem  die  Er- 
hebung des  Zehnten,  für  die  Überlassung  des  Nutzungsrechtes. 
Der  Staat  selbst  aber  wurde  im  Erwerb  von  Bergwerkseigentum 
jedem  Dritten  gleichgestellt  und  damit  an  die  gesetzlichen  Vor- 
aussetzungen dieses  Aktes,  an  Fund  und  Mutung  gebunden, 
während  er  sonst  kraft  des  Regals  jederzeit  ohne  weiteres  den 
Bergbau  aufnehmen  konnte.  Auf  der  andern  Seite  wurde  der 
Privatunternehmer  vom  Lehnsträger  zum  Eigentümer  und  damit 
aufs  engste  mit  dem  Betrieb  verbunden  und  aufs  höchste  daran 
interessiert,  ganz  anders  als  unter  der  ständigen  technischen  und 
wirtschaftlichen  Kontrolle  der  staatlichen  Beamten. 

Mit  einem  Wurfe  konnten  solche  umwälzenden  Reformen 
nicht  durchgeführt  werden,  man  mußte  sie  langsam  vorbereiten. 
Zu  dem  Zweck  beschritt  Preußen  den  Weg  der  Novellen gesetz- 
gebung.  Zunächst  galt  es,  dem  Privatbergbau  geeignete  Organe 
für  die  Erfüllung  der  Aufgaben  zu  schaffen,  die  bislang  dem 
Staat  oblagen.  Das  geschah  durch  das  Gesetz  über  die  Verhält- 
nisse der  Miteigentümer  eines  Bergwerks  vom  12.  Mai  185 1,  das 
die  inneren  Verhältnisse  der  Gewerkschaft  und  ihre  Repräsentation 

x)  Sammlung  sämtlicher  Drucksachen  des  Herrenhauses.  Sitzungsperiode  von  1865. 
Bd.  I,  Nr.  6,  S.  II.    Berlin  1865. 
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regelt  und  ihr  eine  körperschaftliche  Verfassung  gibt.  Durch 
Ministerialinstruktion  vom  6.  März  1852  zog  dann  der  Staat  seine 
Beauftragten  langsam  von  der  Gruben  Verwaltung  zurück,  um  die 
Selbstverwaltung  der  Gruben  durchzuführen.  An  die  väterliche 
Fürsorge  des  Staates  so  lange  gewöhnt,  bedurfte  es  vielfach  eines 
gelinden  Druckes,  um  die  Privatunternehmer  auf  eigene  Füße  zu 
stellen.  Von  der  Einwirkung  auf  die  Gestaltung  des  Arbeits- 
verhältnisses der  Bergarbeiter  ließ  die  Bergbehörde  doch  noch 
nicht  ab.  Erst  als  durch  die  Knappschaftsnovelle  vom  10.  April 
1854  gewisse  Vorbereitungen  dazu  getroffen  waren,  die  sich  auf 
die  ökonomische  Sicherung  der  Arbeiter  erstreckten,  konnte  man 
daran  gehen,  das  Vertragsverhältnis  dem  freien  Übereinkommen 
zu  überlassen.  Das  geschah  durch  die  sog.  Freizügigkeitsnovelle 
vom  21.  Mai  1860.  An  die  Spitze  dieses  Gesetzes  stellte  man, 
um  der  faktisch  sich  bereits  vollzogenen  Aufhebung  der  staat- 
lichen Direktion  die  gesetzliche  Grundlage  zu  geben,  folgenden 
Paragraphen:  »Der  Bergwerkseigentümer  ist  bei  dem  unter  der 
Aufsicht  der  Bergbehörde  stehenden  Bergbau  der  Einwirkung 
derselben  auf  die  Gewinnung  und  Benutzung  der  Mineralien 
fortan  nicht  weiter  unterworfen,  als  zur  Wahrung  der  Nachhaltig- 
keit des  Bergbaues,  der  Sicherheit  der  Baue,  der  Oberfläche  im 
Interesse  des  Privat-  und  öffentlichen  Verkehrs,  des  Lebens  und 
der  Gesundheit  der  Arbeiter  notwendig  ist«1).  Im  folgenden 
wird  dann  die  Mitwirkung  der  Bergbehörde  bei  der  Annahme 
und  Entlassung  der  Arbeiter  und  Beamten  beseitigt  und  ebenso 
die  obrigkeitliche  Festsetzung  und  Zahlung  der  Schicht-  und  Ge- 
dingelöhne. Mit  solcher  Beschränkung  staatlicher  Aufgaben  im 
Bergbau  konnte  dann  auch  der  Staat  die  Bergämter  einziehen. 
Gleichzeitig  erweiterte  er  die  Kompetenzen  der  Oberbergämter 
durch  die  Befugnis,  Bergpolizeiverordnungen  im  Rahmen  der  ge- 
setzlichen Normen  erlassen  zu  dürfen. 

Diese  Novellen  kennzeichnen  die  konsequente  Verfolgung 
eines  einheitlichen  Grundprinzips,  die  Verwirklichung  des  Self- 
governement.  Hand  in  Hand  damit  ging  die  steuerliche  Ent- 
lastung des  Bergbaues  durch  Beseitigung  der  Sportein,  Quatember- 
und  Rezeßgelder  und  vor  allem  die  Reduzierung  des  Zehnten  bis 
auf  2  %  des  "Wertes  der  abgesetzten  Bergwerksprodukte  vom 
1.  Januar  1865  in  ganz  Preußen  an.  Die  völlige  Beseitigung  der 
staatlichen  Bergwerksabgaben  erfolgte  erst  durch  ihre  Außerhebung- 
setzung  in  der  Miquelschen  Finanzreform. 

x)  Gesetzes-Sammlung  für  die  Kgl.  Preußischen  Staaten  1860,  S.  201. 
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Als  so  die  reformbedürftigsten  Gegenstände  durch  Spezial- 
gesetzgebung  geregelt  waren,  ging  man  daran,  eine  Kodifikation 
des  gesamten  Bergrechts  vorzunehmen  und  damit  gleichzeitig  noch 
eine  Reihe  strittiger  Fragen  zu  erledigen,  wie  die  Feldergröße, 
das  Verleihungsverfahren,  die  Expropriation,  die  Mobilisierung  der 
Kuxe,  d.  h.  ihre  Umwandlung  aus  immobilen,  ideellen,  der  Hypo- 
thekarordnung unterworfenen  Miteigentumsanteilen  in  bewegliche 
Gesellschaftsanteile.  Dies  geschah  dann  durch  den  »Entwurf  zu 
einem  allgemeinen  Berggesetz  für  die  Preußischen  Staaten«,  der 
am  24.  Juni  1865  zum  Gesetz  erhoben  wurde. 

Damit  erreichte  die  individualistische  Bewegung  in  der  Berg- 
baupolitik ihren  Höhepunkt.  Dem  Bergregal  wurde  die  gesetzliche 
Grundlage  entzogen  und  damit  der  Staat  aus  einer  jahrhundert- 
langen festen  Stellung  im  Bergbau,  die  nicht  erst  mit  der  Periode 
des  Merkantilismus  beginnt,  denn  dieser  verstärkte  nur  den  staat- 
lichen Einfluß,  verdrängt  und  auf  die  Aufgaben  beschränkt,  die 
die  individualistische  Staatsauffassung  als  dem  Staatsbegriff  wesent- 
liche ihm  zuerkennt.  Dazu  rechnete  man  im  Bergbau  nun  auch 
nicht  mehr  die  Aufsicht  des  Staates  über  die  Nachhaltigkeit  der 
Mineralien,  woran  man  bis  1865  noch  festhielt,  denn  das  hätte  der 
administrativen  Willkür  noch  zu  weite  Schranken  gelassen.  Die 
Staatsaufsicht  über  den  Betrieb  beschränkt  sich  auf  die  Wahr- 
nehmung der  öffentlichen,  namentlich  bergpolizeilichen  Interessen. 
Die  Selbstverwaltung  ist  überall  im  weitesten  Maße  verwirklicht. 
Dazu  wurde  die  Erwerbung  von  Berg  Werkseigentum  erheblich  er- 
leichtert. Alles  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  »die  Bergwerks- 
mineralien dem  freien  industriellen  Verkehr  zu  überweisen  und 
zur  Grundlage  eines  auf  den  wirtschaftlichen  Kräften  des  Volkes 
fußenden  großartigen  Gewerbebetriebes  zu  erheben«1). 

Diese  Erwartung  des  Gesetzgebers  ging  in  ungeahnter  Weise 
in  Erfüllung.  Selten  haben  Rechtsnormen  eine  so  große  wirt- 
schaftliche Tragweite  gezeitigt.  Stieg  doch  die  Förderung  der 
Steinkohlen  in  Preußen  von  1865  bis  19 12  von  18%  Millionen  Tonnen 
im  Werte  von  100  Millionen  Mark  auf  165,3  Millionen  Tonnen  im 
Werte  von  1900  Millionen  Mark,  einschließlich  des  durch  Briket- 
tierung, Verkokung  und  Nebenproduktengewinnung  erzeugten 
Mehrwertes.  Zu  dem  gewaltigen  Aufschwung  trugen  neben  der 
völligen  Umgestaltung  der  Rechtsverhältnisse  im  Bergbau  die 
gleichzeitige  Ausdehnung  der  Verkehrswege  besonders  der  Eisen- 

*)  Sammlung  sämtlicher  Drucksachen  des  Herrenhauses.  Sitzungsperiode  1865, 
Bd.  I.    Motive  zu  dem  Entwürfe  eines  Allgemeinen  Berggesetzes,  S.  21. 
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bahnen  bei,  ferner  die  enorme  Vervollkommnung  der  Bergbau- 
technik, die  fortschreitenden  geologischen  Kenntnisse,  die  Erweite- 
rung des  Kohlenbedürfnisses  durch  den  Aufschwung  der  Industrie, 
der  Zusammenschluß  der  Bergbautreibenden  zu  mächtigen  Kapi- 
talsassoziationen, die  große  Zahl  weitschauender,  technischer  und 
wirtschaftlicher  Führer  im  Bergbau  und  die  heroische  Arbeit  eines 
Heeres  von  Bergknappen.  Der  Kohlenbergbau  wurde  zum  Pionier 
und  Träger  unserer  wirtschaftlichen  Kultur.  Er  hat  einen  ganz 
hervorragenden  Anteil  an  der  ökonomischen  Machtstellung  Preußens 
und  an  unserer  industriellen  Weltmachtstellung  überhaupt. 

Dazu  hat  die  Berggesetzgebung  an  ihrem  Teile  beigetragen; 
sie  hat  geholfen,  die  wirtschaftlichen  Kräfte  in  diesem  Gewerbe 
in  einem  Maße  zu  entfesseln,  daß  der  Staat  später  langsam  be- 
gann, besorgt  die  Geister  zu  bannen,  die  er  selbst  gerufen.  Denn 
im  Zuge  dieser  enormen  Entwickelung  traten  Erscheinungen  auf, 
die  eine  größere  Aktivität  des  Staates  forderten,  die  ihn  aus  der 
Reserve,  die  er  sich  freiwillig  dem  Bergbau  gegenüber  auferlegt 
hatte,  bald  wieder  hervorriefen.  Vor  allem  war  es  die  durch  die 
starke  Konzentration  großer  Volksmassen  auf  relativ  beschränktem 
Gebiet  erhöhte  Wucht  der  Spannung  zwischen  Kapital  und  Ar- 
beit, die  den  Staat  auf  den  Plan  rief.  Seine  berggesetzgeberischen 
Maßnahmen  in  sozialer  Richtung  folgen  den  großen  Arbeitskämpfen 
im  Bergbau.  So  kam  nach  dem  Ausstand  1889  die  Bergarbeiter- 
novelle vom  24.  Juni  1892,  die  als  Hauptpunkt  die  Einführung 
obligatorischer  Arbeitsordnungen  mit  rechtsverbindlicher  Gültig- 
keit für  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  bringt  und  die  gleichzeitig 
die  Kompetenz  der  Bergbehörden  im  Interesse  eines  erhöhten 
Arbeiterschutzes  erweitert.  Der  Ausstand  von  1905  veranlaßte  die 
Novelle  vom  14.  Juli  1905,  mit  dem  Verbot  des  Wagennullens, 
der  Einführung  obligatorischer  Arbeiterausschüsse  auf  Werken  mit 
mindestens  100  Mann  Belegschaft,  die  als  Friedenswahrer  und 
Friedensvermittler  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  treten 
sollen.  Eine  Reihe  von  Bestimmungen  dieser  Novelle  beziehen 
sich  auf  die  Arbeitszeit,  das  Über-  und  Nebenschichtenwesen  und 
auf  die  Geldstrafen.  Im  Zusammenhang  mit  der  Radbodkatastrophe 
steht  die  Ergänzung  zum  Berggesetz  vom  28.  Juli  1909,  welche 
die  Verantwortung  der  Aufsichtsbeamten  stärker  abgrenzt,  unter 
Umständen  auch  die  Bergwerksbesitzer  oder  ihre  Vertreter  straf- 
rechtlich mitverantwortlich  macht  und  dann  dem  Privatbergbau 
das  Institut  der  Sicherheitsmänner  bringt,  die  zur  Erhöhung  des 
Arbeiterschutzes  an  der  Grubenkontrolle  mitwirken  sollen.  Daneben 
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greift  auch  die  Reichsgewerbeordnung  mit  ihren  Bestimmungen 
über  die  Sonntagsruhe,  das  Truck verbot,  die  Arbeit  von  Kindern, 
Jugendlichen  und  Arbeiterinnen  in  das  Bergwesen  ein.  Nimmt 
man  hinzu  noch  den  weiteren  Ausbau  des  Knappschaftsinstituts 
und  die  ganze  Fülle  der  Bergpolizeiverordnungen,  die  in  Aus- 
führung des  §  196  des  A.-B.-G.  durch  die  Oberbergämter  zum 
Schutze  der  Arbeiter  erlassen  worden  sind,  so  erkennen  wir  den 
Staat  in  unausgesetzter  Tätigkeit,  die  sozialen  Verhältnisse  der 
Bergarbeiter  mit  seinen  Machtmitteln  zu  bessern.  Die  Gesetz- 
gebung ist  nach  dieser  Richtung  hin  noch  ständig  in  Fluß.  Ge- 
rechtigkeit und  Staatsklugheit  fordern  die  unausgesetzte  Mitwirkung 
der  politischen  Macht  an  der  Hebung  der  Lage  der  Bergarbeiter. 
Damit  werden  die  Gesichtspunkte,  wie  sie  der  sozialen  Gedanken- 
welt der  Berggesetzgebung  aus  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
zugrunde  lagen,  erheblich  erweitert,  und  der  Staat  zieht  neue  Auf- 
gaben und  Ziele  in  seine  Bergpolitik  hinein. 

Wie  nach  der  sozialpolitischen  Seite,  so  hat  auch  nach  der 
wirtschaftspolitischen  hin  der  preußische  Staat  seine  Stellung  zum 
Bergbau  einer  Revision  unterziehen  müssen  und  zwar  mit  der 
prinzipiell  bedeutsamen  Aufhebung  der  Bergbaufreiheit  für  die 
beiden,  für  unsere  Industrie  und  Landwirtschaft  so  wichtigen 
Mineralien,  für  Kohle  und  Kali.  Der  Staat,  der  1865  in  der  Berg- 
baufreiheit ein  ebenso  unumstößliches  Grundprinzip,  wie  das  der 
Trennung  des  Bergbaus  vom  Grundeigentum  erblickte,  und  der 
jede  monopolistische  Ausbeutung  der  Mineralien  seinerseits  weit 
abwies,  hat  sich  genötigt  gesehen,  dieses  Grundprinzip  zu  be- 
seitigen, da  dessen  Voraussetzungen  hinfällig  geworden  waren. 
Zum  Verständnis  dieser  Vorgänge  muß  etwas  zurückgegriffen 
werden. 

Auf  Grund  der  Bergbaufreiheit  besaß  jeder  Bergbaulustige 
die  Möglichkeit,  wenigstens  die  abstrakte,  Bergwerkseigentum  zu 
erwerben.  Die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Formalitäten  gab  dem 
Betreffenden  ein  Privilegium  occupandi  in  einem  Felde  von 
500000  Quadratlachtern  =  2  189  000  qm.  Die  Erleichterungen,  die 
das  Berggesetz  von  1865  für  den  Erwerb  des  Bergwerkseigentums 
schuf,  führten  schon  gleich  zu  ausgedehnten  bergrechtlichen  Er- 
oberungen. Naturgemäß  vollzogen  sich  die  Einmutungen  dort  am 
leichtesten,  wo  die  Mineralien  der  Erdoberfläche  nahe  lagen,  und 
darum  der  Nachweis  der  Fündigkeit  am  leichtesten  erbracht 
werden  konnte.  So  bedeckte  z.  B.  ein  einziges  Hüttenwerk  den 
ganzen  Westerwald  mit  Mutungen  auf  Eisensteinen.    Im  O.-B.-B. 
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Halle  bestrickte  eine  Gesellschaft  16  Quadratmeilen  mit  Braun- 
kohlenmutungen,  und  ebenso  erging  es  im  O.-B.-B.  Breslau  ganzen 
Kreisen.  Als  man  später  zur  Erschließung  der  mineralischen 
Lagerstätten  in  größere  Tiefen  gehen  mußte,  wurde  die  bergrecht- 
liche Besitzergreifung  schwieriger  und  kostspieliger.  Um  größere 
Komplexe  zu  muten,  mußte  man  vor  allem  zunächst  darauf  be- 
dacht sein,  etwaige  unliebsame  Konkurrenz  in  respektvoller  Ent- 
fernung zu  halten.  Zu  dem  Zweck  bildete  man  Methoden  aus, 
die  mit  dem  Geist  des  Berggesetzes  nicht  in  Einklang  waren,  und 
die  auf  eine  mehr  oder  weniger  starke  Verhinderung  der  Kon- 
kurrenz überhaupt  hinausliefen.  Nach  dem  preußischen  Berggesetz 
mußte  der  Muter  innerhalb  6  Wochen  nach  Einlegung  der  Mutung 
sein  Feld  strecken.  Es  wurde  nun  das  Verfahren  üblich,  die 
Mutung  am  letzten  Tage  dieser  Frist  wieder  aufzugeben  und  auf 
denselben  Fund  unmittelbar  eine  neue  Mutung  einzulegen,  die 
wiederum  6  Wochen  Zeit  zur  Projektion  des  Feldes  gab.  Dies 
Verfahren  konnte  beliebig  wiederholt  werden  und  wurde  damit  zu 
einem  praktischen  Mittel,  in  einem  bestimmten  Umkreis  eine  kon- 
kurrierende Bohrunternehmung  am  Erfolg  zu  verhindern.  Dieser 
Schutzrayon  wurde  in  seinem  Umfang  bestimmt  durch  die  höchste 
Entfernung,  die  2  Feldespunkte  nach  dem  Berggesetz  aufweisen 
durften,  also  durch  2000  Lachter.  Innerhalb  eines  Schlagkreises 
mit  einem  Radius  von  2000  Lachtern  =  4184m  um  den  Fund- 
punkt einer  noch  schwebenden  Mutung,  mußte  jeder  spätere  Muter 
mit  der  Möglichkeit  rechnen,  daß  die  Felder  nicht  mehr  ins  Berg- 
freie fielen,  und  er  hielt  es  deshalb  von  vornherein  für  geraten, 
bei  seinen  Bohrungen  vorsichtig  den  Schlagkreis  zu  meiden.  Den- 
selben Zweck  erreichte  der  erste  Muter  auch  dadurch,  daß  er  wohl 
das  Feld  streckte,  aber  den  Schlußtermin  nicht  anberaumte,  son- 
dern denselben  hinausschob.  Unter  dem  Schutze  dieser  Möglich- 
keiten konnte  er  nun  daran  gehen,  den  einen  Fund  möglichst  aus- 
zunutzen und  von  ihm  aus  eine  ganze  Reihe  Felder  zu  strecken. 
Das  geschah  einmal  durch  Anbohrung  der  Lagerstätte  in  der  un- 
mittelbaren Nähe  des  Fundpunktes,  oder  man  teufte  beim  ersten 
Fundpunkt  ab  und  legte  dann  durch  Auffahrung  von  Richt- 
strecken so  viel  unterirdische  Fundpunkte  an,  als  zur  Eroberung 
des  ganzen  Schlagkreises  notwendig  waren,  etwa  25.  Im  Be- 
reich des  Schlagkreises  gab  es  also  eine  Bergbaufreiheit  nur  auf 
die  Gefahr  großer  Verluste  und  negativer  Erfolge  hin. 

In  großem  Stil  aber  begann  die  Einengung  der  Bergbau- 
freiheit erst,  als  sich  zum  Zweck   bergrechtlicher  Eroberungen 
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technisch  und  finanziell  leistungsfähige  Bohrunternehmungen  bil- 
deten, die  im  Dienst  von  Banken  oder  Bergbautreibenden  standen. 
Vielfach  verständigten  sich  solche  Gesellschaften  gegenseitig  durch 
Abschluß  von  Demarkationsverträgen  und  sicherten  sich  damit 
gegeneinander  die  Interessensphären.  Jeder  Konkurrent,  der  sich 
unvorsichtigerweise  in  den  Bereich  ihrer,  nicht  allein  von  berg- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten  aus  angelegten  Bohrungen  begab, 
wurde  aus  dem  Felde  geschlagen.  Man  setzte  einen  neuen  Bohr- 
turm neben  den  seinigen,  überholte  ihn  im  Fündigwerden  und 
überdeckte  ihn.  Die  Motive  zur  Berggesetznovelle  vom  1 8.  Juni 
1907  äußern  sich  zu  dieser  Sachlage  folgendermaßen:  »Nun  hat 
sich  auch  die  Bohrtechnik  in  neuerer  Zeit  ganz  ungemein  vervoll- 
kommnet und  die  Aufsuchung  der  fraglichen  Mineralien  wesent- 
lich erleichtert.  Aber  die  besten  technischen  Einrichtungen  und 
leistungsfähigsten  Apparate  auf  diesem  Gebiete  befinden  sich, 
häufig  noch  unter  Patentschutz,  in  den  Händen  weniger  großer 
Bohrgesellschaften  oder  einzelner  Bohrunternehmer,  die  auch  fast 
ausschließlich  über  das  in  der  Handhabung  und  Bedienung  dieser 
verbesserten  technischen  Hilfsmittel  geschulte  Personal  verfügen. 
Diese  Bohrgesellschaften  und  Unternehmer  mit  den  hinter  ihnen 
stehenden  Banken  und  Kapitalisten  haben  daher  geradezu  ein 
Monopol  in  Beziehung  auf  den  Erwerb  von  Bergwerkseigentum 
an  Steinkohlen  und  Salzen  erlangt,  und  es  sind  ihnen  durch  ihre 
Betätigung  auf  diesem  Gebiete  vielfach  Gewinne  zugeflossen,  die 
außer  jedem  Verhältnis  zu  der  von  ihnen  entfalteten  Tätigkeit  und 
des  übernommenen  Risikos  standen«1).  Kein  Zweifel,  in  wenigen 
Jahren  wäre  die  bergrechtliche  Verteilung  der  heimischen  Erde  in 
bezug  auf  die  wichtigsten  Mineralien  für  unbestimmte  Zeiten  zu- 
gunsten weniger  privater  Personen  entschieden  gewesen.  Diese 
Sachlage  und  die  Erfahrungen  des  preußischen  Staates  beim  Ver- 
such der  Hiberniaverstaatlichung,  die  die  Verstärkung  des  staat- 
lichen Einflusses  im  Bergbau  notwendig  machte,  führten  zu  der 
unter  dem  Namen  »lex  Gamp«  bekannten  berggesetzgeberischen 
Aktion  vom  5.  Juli  1905. 

Danach  findet  »die  Annahme  von  Mutungen  auf  Steinkohle 
sowie  auf  Steinsalz  nebst  den  mit  diesem  auf  der  nämlichen  Lager- 
stätte vorkommenden  Salzen  vom  Tage  der  Verkündigung  dieses 
Gesetzes  an  bis  zu  ander  weiter  gesetzlicher  Regelung  der  Bestim- 
mungen des  allgemeinen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865  über  das 

J)  Sammlung  der  Drucksachen  des  preußischen  Abgeordnetenhauses,  20.  L.-P.x 
III.  Session  1907,  Bd.  III,  Nr.  58,  S.  2044. 
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Muten  und  Verleihen,  längstens  aber  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren, 
bei  den  staatlichen  Bergbehörden  nur  insoweit  statt,  als  die  Mu- 
tungen eingelegt  werden  auf  Grund  von  Schürfarbeiten,  die  erstens 
vor  dem  31.  März  1905  begonnen  worden  sind  oder  zweitens  im 
Umkreise  von  4184,8m  um  den  Fundpunkt  einer  noch  schweben- 
den Mutung  unternommen  werden,  deren  Mineral  bei  der  amtlichen 
Untersuchung  bereits  vor  Verkündigung  dieses  Gesetzes  nach- 
gewiesen worden  ist«1).  Damit  werden  die  noch  unverritzten 
Felder  gegen  die  Mutung  auf  Kohle  und  Steinsalzen  mit  bei- 
brechenden Salzen  auf  bestimmte  Frist  gesperrt,  während  die 
schon  verritzten  Felder  innerhalb  bestimmter  zeitlicher  und  räum- 
licher Schranken  noch  für  Mutungen  der  genannten  Mineralien 
offenstehen  bleiben.  Die  ganze  Tragweite  der  Bestimmung  über 
die  Gestattung  der  Ausbohrung  der  Schlagkreise  der  noch  schwe- 
benden Mutungen  hatten  die  gesetzgebenden  Faktoren  wohl  kaum 
übersehen,  sonst  hätte  man  der  Privatindustrie  diese  weitgehende 
Konzession  nicht  gemacht.  Auf  Grund  dieser  Ausnahme  ent- 
wickelten nämlich  die  Bohrgesellschaften  eine  geradezu  fieberhafte 
Tätigkeit.  Allein  im  O.-B.-B.  Halle  liefen  in  der  gestellten  Frist 
fast  1000  Mutungen  auf  Kali  und  Steinsalze  ein.  Inzwischen  hatte 
der  Gesetzgeber  Zeit  gefunden,  die  durch  die  lex  Gamp  gegebene 
Anregung  weiter  zu  verfolgen,  und  das  Ergebnis  war  die  durch 
Gesetz  vom  1 8.  Juni  1 907  erfolgte  völlige  Aufhebung  der  Berg- 
baufreiheit auf  Kohle,  Steinsalze  und  Abraumsalze,  also  Kali. 

Nach  diesem  Gesetz  erhielt  der  §  2  des  A.-B.-G.  fortan  fol- 
gende Fassung:  »Die  Aufsuchung  und  Gewinnung  der  Steinkohle, 
des  Steinsalzes,  sowie  der  Kali-,  Magnesia-  und  Borsalze,  nebst 
den  mit  diesen  Salzen  auf  der  nämlichen  Lagerstätte  vorkommen- 
den Salzen  und  Solquellen  steht  allein  dem  Staate  zu.  Aus- 
genommen von  dieser  Bestimmung  bleiben  hinsichtlich  der  Stein- 
kohle die  Provinzen  Ostpreußen,  Brandenburg,  Pommern  und 
Schleswig-Holstein.  Der  Staat  kann  das  Recht  zur  Aufsuchung 
und  Gewinnung  des  Steinsalzes,  der  Kali-,  Magnesia-  und  Borsalze, 
sowie  der  mit  diesen  Salzen  auf  der  nämlichen  Lagerstätte  vor- 
kommenden Salze  und  Solquellen  an  andere  Personen  übertragen. 
Die  Übertragung  soll  in  der  Regel  gegen  Entgelt  und  auf  Zeit 
erfolgen.  Zur  Aufsuchung  und  Gewinnung  der  Steinkohle  bleiben 
dem  Staate  außer  den  von  ihm  zurzeit  betriebenen  und  den 
sonstigen  in  seinem  Besitz  befindlichen  Feldern  weitere  250 
Maximalfelder  vorbehalten.    Im  übrigen  soll  der  Staat  das  Recht 

J)  Gesetzes-Sammlung  1905,  S.  265. 
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der  Aufsuchung  und  Gewinnung  der  Steinkohle  an  andere  Per- 
sonen übertragen.  Die  Ordnung  der  Übertragung  erfolgt  durch 
Gesetz«1).  Das  Steinsalz  dem  Staate  vorzubehalten,  dazu  lag  kein 
wirtschaftspolitischer  Grund  vor,  da  es  sich  aber  in  der  Natur  mit 
anderen  Salzen  vergesellschaftet  findet,  so  wurde  es  aus  technisch- 
wirtschaftlichen und  bergpolizeilichen  Erwägungen  von  der  Berg- 
baufreiheit ausgeschlossen.  Die  Gewinnung  der  vorbehaltenen 
Mineralien  soll  in  der  Regel  gegen  Entgelt  und  auf  Zeit  an  Pri- 
vate übertragen  werden ;  gegen  Entgeld,  weil  dem  Betreffenden 
eine  gewisse  Monopolstellung  eingeräumt  wird,  und  auf  Zeit,  weil 
sich  der  Staat  veranlaßt  sehen  kann,  die  Förderung  einmal  selbst 
in  die  Hand  zu  nehmen.  Für  die  vier  genannten  östlichen  Pro- 
vinzen blieb  die  Bergbaufreiheit  auf  Kohle  aufrecht  erhalten, 
während  die  Provinzen  Posen  und  Westpreußen  aus  polen- 
politischen Gründen  mit  ins  Gesetz  einbezogen  wurden.  Im 
übrigen  wird  an  den  wohlerworbenen  Rechten  Privater  durch  dies 
Gesetz  nicht  gerüttelt,  weder  dort,  wo  die  Mineralien  dem  Ver- 
fügungsrecht der  Grundeigentümer  unterliegen,  wie  beim  Steinsalz 
und  Kali  in  Hannover,  noch  dort,  wo  das  Regal  in  den  Händen 
von  Privatpersonen  sich  befindet.  Nach  wie  vor  unterliegen  die 
Bergbautreibenden  im  Gebiet  der  Privatregalberechtigten  dem 
Abgabenzwang  an  den  Regalherrn,  unter  anderen  auch  der  preu- 
ßische Bergfiskus  selbst  aus  seinem  neuen  westfälischen  Besitz. 
Was  die  Reservation  von  250  Maximalfeldern  für  den  Staats- 
kohlenbergbau betrifft,  so  muß  der  Staat  als  Fiskus  sich  das  Berg- 
wTerkseigentum  an  diesen  Feldern  vom  Staat  als  Träger  der  Berg- 
hoheit, vertreten  durch  den  Handelsminister,  verleihen  lassen,  was 
19 10  geschehen  ist. 

Was  die  effektive  Seite  dieser  Staatsaktion  anbelangt,  so  ist 
sie  in  bezug  auf  Kohle  nicht  übermäßig  bedeutend.  Es  ging  dem 
Staat,  wie  dem  Dichter  bei  Schiller,  der  bei  der  Teilung  der  Erde 
zu  spät  kam.  Weitaus  die  besten  Kohlenfelder  waren  durch  das 
überlegene  Vorgehen  der  Privatunternehmung  gesperrt,  als  der 
Staat  eingriff.  Rechts-  wie  linksrheinisch  waren  alle  günstiger 
gelagerten  Kohlenfelder  bereits  in  Privathänden,  und  der  staatliche 
Vorbehalt  daselbst  dürfte  in  den  günstigsten  Fällen  mit  einem 
Deckgebirge  von  1200  m  Mächtigkeit  zu  rechnen  haben.  Sind 
in  dieser  Hinsicht  die  Verhältnisse  in  Schlesien  auch  besser,  so 
werden  doch  diese  Vorteile  durch  die  Ungunst  des  wasserführen- 
den Deckgebirges  wieder  paralysiert. 

l)  Gesetzes-Sammlung  1907,  S.  119. 
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Nach  den  auf  Erhebungen  der  Oberbergämter  und  der  geo- 
logischen Anstalt  fußenden  Schätzungen  des  preußischen  Handels- 
ministers ergeben  sich  folgende  Zahlen  über  die  Besitzverhältnisse 
an  den  noch  anstehenden  Steinkohlenmengen. 


Tiefe  bis 

Tiefe  bis 

1200  m 

2000  m 

in  Milliard 

en  Tonnen 

45.41 

68,58 

In   verliehenen  aber  noch  nicht  in  Betrieb  genommenen 

3M7 

73,71 

In  gemuteten  und  zur  Mutung  noch  freistehenden  Feldern 

17,09 

67,50 

7,09 

28,77 

16,70 

31,83 

Zusammen 

123,26 

270,39 

Die  der  Allgemeinheit  somit  reservierten  Kohlenschätze  be- 
tragen also  rund  6%  der  bis  1200  m  und  11%  der  bis  2000  m 
schätzungsweise  anstehenden  Kohlenmengen.  Relativ  günstiger 
lagen  in  bezug  auf  die  noch  bergfreien  Kalilager  die  Verhältnisse 
für  den  Staat,  der  hier  ganz  bedeutende  Vermögensobjekte  in 
seinen  Besitz  gebracht  hat. 

Weit  bedeutungsvoller  als  die  praktische  Seite  dieses  Gesetzes 
ist  seine  prinzipielle,  denn  es  rüttelt  sehr  stark  an  einem  Grund- 
pfeiler des  preußischen  Bergbaues,  an  der  Bergbaufreiheit.  Aber 
die  Beseitigung  dieses  Prinzips  war  in  dem  Augenblick,  als  sie 
erfolgte,  kaum  mehr  als  die  gesetzliche  Besiegelung  eines  für  die 
Praxis  bereits  gegebenen  Zustandes;  denn  die  Bergbaufreiheit,  so 
wie  sie  sich  die  Schöpfer  des  allgemeinen  preußischen  Berggesetzes 
gedacht  hatten,  war  in  Wirklichkeit  für  Kohle  und  Kali  bereits 
unwiederbringlich  dahin.  Es  handelte  sich  nur  noch  darum,  ob 
die  noch  bergfreien  Objekte  den  Händen  weniger  Privatpersonen 
oder  der  Allgemeinheit  vorbehalten  werden  sollten.  Die  Gesetz- 
gebung hat  zugunsten  der  letzteren  Ansicht  entschieden.  Mit  der 
Berufung  auf  die  Bedeutung  der  Bergbaufreiheit  für  die  Ent- 
wicklung unseres  Bergbaues  haben  seine  Interessenten  der  Be- 
seitigung dieses  Grundprinzips  widersprochen.  Aber  es  erscheint 
als  eine  richtige  Politik,  Prinzipien  fallen  zu  lassen,  wenn  ihre 
Voraussetzungen  nicht  mehr  zurecht  bestehen.   Die  Bergbaufreiheit 

J)  Stenogr.  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  preuß.  Abgeordnetenhauses,  be- 
treffend den  Gesetzentwurf  über  die  Abänderung  des  A.-B.-G.  vom  24.  Juni  1865. 
19.  Sitzung  vom  25.  Februar  1907,  S.  4  und  5.    Berlin  1907. 
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hat  ihre  Schuldigkeit  getan;  sie  hat  in  ungeahntem  Maße  die 
Hoffnungen  des  Gesetzgebers  von  1865  erfüllt,  *dem  sie  als  wirt- 
schaftspolitische Notwendigkeit  erschien.    Diese  Bedeutung  hat 
sie  heute  nicht  mehr.    Für  die  Privatbetätigung  hat  sie  Raum 
genug  geschaffen,  und  es  findet  keine  Begründung,  daß  heute 
den  Händen  Privater  Wirtschaftsobjekte  überantwortet  werden,  die 
erst  in  Jahrzehnten  ihrer  Bestimmung  dienen  können,  die  aber  in 
der  Zwischenzeit  leicht  zu  Objekten  unerwünschter  Spekulation 
werden,  jedenfalls  aber  mit  hohen  Werten  belastet  einst  die  Pro- 
duktion zu  verteuern  drohen.  Die  Bergbaufreiheit  mag  als  richtige 
wirtschaftspolitische  Maßnahme  in  der  Jugend  des  Bergbaues  gelten, 
aber  in  der  Folgezeit  wird  sie  leicht  zu  einer  Gefahr  für  die 
Produzenten  selbst,  denn  sie  schafft  leicht  eine  dem  Bergbau  mit 
seinen   enormen  Kapitalsauf  Wendungen  gefährliche  Konkurrenz. 
Die  Beteiligten  arbeiten  daher  mit  aller  Macht  selbst  daran,  diese 
Gefahren  zu  beseitigen,  indem  sie  versuchen,  die  Bergbaufreiheit 
praktisch  illusorisch  zu  machen.    Wir  haben  diese  Erscheinungen 
im  Kohlenbergbau  und  vor  allem  auch  im  Kalibergbau  gehabt. 
Hier  suchten  sich  die  Kaliindustriellen  durch  Bildung  der  Schutz- 
bohrgemeinschaft unter  Führung  des  preußischen  Bergfiskus  der, 
aus  der  Bergbaufreiheit  entspringenden,  die  alten  Werke  stark 
schädigenden  Konkurrenz  durch  Konkurrenzbohrungen  zu  erwehren. 
Die  Selbsterhaltung  trieb  sie  dazu.    Als  das  aber  nicht  völlig  ge- 
lang, versuchte  die  preußische  Regierung  durch  einen  wohlbe- 
gründeten Gesetzentwurf  von  1894  auf  legalem  Wege  die  Berg- 
baufreiheit auf  Kali  zu  beseitigen  und  die  Gewinnung  des  Kali 
zugunsten  der  damaligen  bestehenden  Produzenten,  vor  allem  des 
Fiskus,  zu  monopolisieren.    Im  Namen  der  Bergbaufreiheit  wurde 
damals  der  preußische  Entwurf  bekämpft  und  dazu  mit  beigetragen, 
daß  er  nicht  zum  Gesetz  erhoben  wurde.    Die  Folgezeit  hat  das 
als  einen  schweren  wirtschaftlichen  Fehler  erkennen  lassen  und 
die  Gefahren  und  Schäden  im  Kalibergbau  heraufgeführt,  die  die 
Begründung  des  damaligen  Entwurfs  bei  Aufrechterhaltung  der 
Bergbaufreiheit  auf  Kali  voraussagte.    Die  Bergbaufreiheit  hat  im 
Kalibergbau  eine  rationelle  Gestaltung  des  Produktionsproblems 
überhaupt  nicht  aufkommen  lassen.    Im  Kohlenbergbau  hat  man 
mit  viel  größerer  Energie  diesen  Schwierigkeiten  entgegengearbeitet 
und  zwar  auch  durch  das  Mittel  der  Einengung  der  Bergbaufrei- 
heit von  privater  Seite  aus.   Diesem  Zuge  folgt  die  Gesetzgebung, 
wenn  sie  zur  völligen  Aufhebung  der  Bergbaufreiheit  schreitet. 
Mit  der  Aufhebung  der  Bergbaufreiheit  auf  Kohle  steht  der 

H  erring,  Das  Problem  der  Verstaatlichung  des  preuß.  Steinkohlenbergbaus.  3 
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preußische  Staat  nicht  allein  da;  andere  Staaten  sind  vorangegangen, 
andere  sind  nachgefolgt.  Überall  sind  es  fast  dieselben  Erschei- 
nungen gewesen,  die  die  Staaten  veranlaßt  haben,  die  Bergbau- 
freiheit zu  beseitigen.  In  bezug  auf  Kali  ist  heute  die  Bergbau- 
freiheit bei  uns  bis  auf  Elsaß-Lothringen  und  das  Fürstentum 
Birkenfeld  aufgehoben.  Eine  Reihe  von  Bundesstaaten  besorgten 
das  schon  früher  als  Preußen,  sofern  sie  nicht  bereits  durch  Auf- 
rechterhaltung des  Bergregals  das  Okkupationsprivileg  besaßen, 
wieder  andere  folgten  dem  preußischen  Vorgehen.  Die  Gesetz- 
gebung geht  nach  einer  Richtung:  der  Allgemeinheit  diese  Natur- 
schätze stärker  zu  reservieren,  dem  Staate  diese  Vermögensobjekte 
zunächst  vorzubehalten  und  nicht  so  ohne  weiteres  sie  der  privaten 
Ausbeutung  zu  überlassen. 

So  läßt  uns  die  Berggesetzgebung,  die  der  preußische  Staat 
in  sozialpolitischer  und  wirtschaftspolitischer  Hinsicht  in  den 
letzten  Jahrzehnten  geschaffen  hat,  das  mächtige  Vordringen  des 
Staates  auch  in  diesem  Erwerbszweig  erkennen.  Er  tritt  aus  seiner 
Reserve  heraus,  gezwungen  durch  die  Macht  der  Verhältnisse, 
durch  die  Fülle  von  Aufgaben  und  Problemen,  die  die  rasche 
Entwicklung  aufgeworfen  hat.  Die  Berggesetzgebung  der  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  war  ein  Kind  ihrer  Zeit,  mit  dem  Glauben 
an  die  Harmonie  der  volkswirtschaftlichen  Interessen  bei  möglichst 
ungebundener  Entfaltung  der  Initiative  der  Individuen,  unter 
gleichzeitiger  Reduzierung  der  Staatsaufgaben  auf  das  unbedingt 
Notwendige.  Nach  kaum  einem  Menschenalter  sah  sich  der 
preußische  Staat  schon  genötigt,  durch  seine  Gesetzgebung  im 
Bergwesen  starke  Korrekturen  eintreten  zu  lassen  und  in  die  Ent- 
wicklung der  Dinge  einzugreifen. 

Auf  diesem  Hintergrunde  konnte  der  Ruf  nach  Verstaatlichung 
des  Kohlenbergbaues  aufkommen.  Darin  glaubte  man  ein  Allheil- 
mittel für  die  Lösung  vieler  Fragen  und  Probleme  in  diesem  Wirt- 
schaftszweig gefunden  zu  haben.  Dann  brauchte  der  Staat  seine 
Gesetzgebungsmaschine  nicht  fortgesetzt  in  Gang  zu  halten,  um 
die  Entwicklung  zu  beeinflussen,  sondern  es  genügte  die  einfache 
Instruktion  an  seine  Bergbeamten,  wie  es  in  früheren  Zeiten  ge- 
schah. Die  Erinnerung  an  jene  historische  Stellung,  die  der  preu- 
ßische Staat  im  Bergbau  inne  hatte,  hat  auf  die  Forderung  der 
Verstaatlichung  ständig  eingewirkt.  Dazu  kam  dann  noch  das 
Vorbild  des  preußischen  Staatsbergbaues  selbst,  der  die  Möglich- 
keit und  Zweckmäßigkeit  der  Verstaatlichung  zu  bestätigen  schien. 
Inwieweit  von  hier  aus  die  Forderung  nach  staatlicher  Monopo- 
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lisierung  des  gesamten  Kohlenbergbaues  begründet  wird,  ist  nun- 
mehr zu  untersuchen. 

4.  Der  preußische  Staatssteinkohlenbergbau  und  die  Eignung 
staatlicher  Organisation  zum  Bergbau. 

Die  Verstaatlichung  des  Steinkohlenbergbaues  würde  den 
preußischen  Staat  vor  keine  völlig  neue  Aufgabe  stellen,  sondern 
für  ihn  nur  eine  große  Erweiterung  seiner  gegenwärtigen  Unter- 
nehmertätigkeit bedeuten.  Im  Kohlenbergbau  ist  der  preußische 
Bergfiskus  schon  seit  langer  Zeit  heimisch  und  besitzt  hier  eine 
reiche  Erfahrung.  Als  Ausfluß  des  Bergregals  stand  es  dem  Staat 
jederzeit  frei,  die  Gewinnung  der  Mineralien  in  Eigenregie  zu 
nehmen.  Aus  diesem  Ursprung  leitet  sich  der  staatliche  Berg- 
werksbesitz in  Oberschlesien  her.  Schon  unter  Friedrich  dem  Großen 
wurde  hier  im  Interesse  der  Kohlen  Versorgung  der  fiskalischen 
Eisenhütten  der  Bergbau  auf  Steinkohlen  vom  Staate  selbst  in  die 
Hand  genommen.  Aber  erst  mit  dem  Wachsen  des  Kohlenbedürf- 
nisses der  Industrie  und  der  Eisenbahn  um  die  Mitte  des  1 9.  Jahr- 
hunderts nahm  der  staatliche  Kohlenbergbau  dort  größeren  Umfang 
an.  Seinen  Felderbesitz  in  Schlesien  hat  der  Bergfiskus  später  nach 
der  Beseitigung  der  Regalität  durch  Mutung  und  Ankauf  ständig 
erweitert.  Noch  19 10  erfuhr  der  dortige  Besitz  aus  den  durch 
Gesetz  von  1907  dem  Staat  für  seinen  Bergbau  vorbehaltenen  250 
Feldern  eine  Vergrößerung  um  28  qkm. 

Ein  anderer  Teil  des  fiskalischen  Kohlenbergwerksbesitzes 
geriet  mit  der  Einverleibung  neuer  Landesteile  an  Preußen.  So 
vor  allem  der  Saarbergbau,  der  18 15  im  Wiener  Frieden  an  Preußen 
fiel,  mit  einer  damaligen  Förderung  von  jährlich  100000  Tonnen. 
Noch  vor  Erlaß  des  A.-B.-G.  hat  auch  hier  der  Staat  seinen  Felder- 
besitz bedeutend  erweitert.  1866  gingen  die  hannoverschen  Kohlen- 
werke am  Deister  in  preußisches  Staatseigentum  über  und  im 
folgenden  Jahre  der  kurhessische  Anteil  an  dem  Kohlenwerk  zu 
Obernkirchen,  das  heute  von  Preußen  und  dem  Fürstlich  Schaum- 
burg-Lippischen Fideikommiß  gemeinschaftlich  zu  gleichen  Teilen 
verwaltet  wird.  Die  Werke  am  Deister  wurden  1907  durch  den 
Ankauf  des  Bantorfer  Steinkohlenbergwerks  verstärkt. 

Den  größten  Teil  aller  dieser  Bergwerke  hat  Preußen  glück- 
lich durch  die  liberale  Wirtschaftsära  hindurch  gerettet,  obwohl 
die  Gegner  der  Staatsbetriebe  nicht  verstummten  und  ihnen  auch 
eine  Reihe  staatlicher  Werke  zum  Opfer  gefallen  sind.  Selbst  der 
Plan,  den  ganzen  Saarbesitz  zu  verkaufen,  wurde  ernstlich  erwogen, 

3* 
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und  man  stellte  Betrachtungen  darüber  an,  ob  nicht  die  Beseitigung 
des  Bergregals  die  unter  diesem  Rechtszustand  reservierten  staat- 
lichen Kohlenfelder  nunmehr  ins  Bergfreie  fallen  lasse.  Bemerkens- 
wert ist  auch  noch,  daß  bis  1852  der  Staat  auch  im  Ruhrgebiet 
eine  Anzahl  von  Kohlengruben  oder  Anteile  an  solchen  besaß, 
die  dann  für  10400  Taler  verkauft  wurden,  wie  die  Zeche  Bruch- 
straße I,  II  und  III  bei  Langendreer,  die  Zeche  Prinzessin  bei 
Bochum,  Zeche  Friedrich  Anton  bei  Niederwengern,  Zeche  Preußisch- 
Szepter  bei  Stiepel,  106  -Jff-f-  Kux  an  Zeche  Friedrich  Wilhelm 
Nord-  und  Südflügel  bei  Sprockhövel,  2  52/5  Kux  an  Zeche  Alte- 
mann Unterwerk  bei  Weitmar  und  422/3  Kux  an  Zeche  Preußisch- 
Adler  in  Ardei1).  So  war  das  Ruhrrevier  fortan  als  Betätigungs- 
feld allein  der  Privatunternehmung  überlassen.  Nur  etwas  nördlich 
von  diesem  Gebiet  verblieb  dem  Staat  das  Kohlenwerk  zu  Ibben- 
büren, wo  schon  1747  Preußen  die  Förderung  aufgenommen  hatte, 
und  wo  das  Felderareal  1861  eine  weitere  Ausdehnung  erfuhr. 
Der  Hauptgrund,  weshalb  der  Staat  von  seinem  Bergwerksbesitz 
trotz  der  Gegenagitation  nicht  lassen  wollte,  war  das  finanzielle 
Interesse  daran.  Denn  damals  bedeuteten  die  Überschüsse  dieser 
Werke  im  Staatshaushalt  weit  mehr  als  heute,  ganz  besonders 
dann,  als  durch  Beseitigung  der  Zölle  die  Staatseinnahmen  stark 
zurückgingen. 

Mit  dem  Wechsel  der  Anschauungen  über  die  Aufgaben  der 
staatlichen  Wirtschaftspolitik  wurden  die  Angriffe  der  Gegner  der 
Staatsbergwerke  schwächer,  und  es  kam  bald  die  Zeit,  wo  man  in 
diesen  fiskalischen  Unternehmungen  bedeutsame  Mittel  einer  wirk- 
samen staatlichen  Bergbaupolitik  erkannte.  Zum  Ausdruck  kam 
diese  Auffassung  mit  dem  Eindringen  des  preußischen  Bergfiskus 
in  das  bedeutendste  unserer  Bergreviere,  in  das  niederrheinisch- 
westfälische  1902,  50  Jahre  später  als  er  es  verlassen  hatte.  Dieser 
Schritt  bedeutet  zugleich  das  Vertrauen  der  staatlichen  Bergver- 
waltung in  ihre  eigene  Leistungsfähigkeit,  denn  es  galt  dort,  den 
hochentwickeltsten  und  fortgeschrittensten  Privatbergbau  in  seiner 
weiteren  Entwickelung  zu  beeinflussen,  insbesondere  auch  die 
Preispolitik  des  Kohlensyndikats.  Nebenher  ging  auch  die  Absicht, 
den  Staat  in  seinem  Kohlenbezug  für  Eisenbahn  und  Marine  für 
alle  Fälle  unabhängig  zu  machen.  Durch  Schürfen  und  Muten  in 
den  Besitz  von  Kohlenfeldern  zu  kommen,  dazu  war  es  zu  spät, 

J)  Die  Entwicklung  des  Niederrheinisch-Westfälischen  Steinkohlen-Bergbaues  in 
der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts.  Herausgegeben  vom  Verein  für  die  bergbau- 
lichen Interessen  im  O.-B.-B.  Dortmund,  Bd.  X,  S.  277.    Berlin  1904. 
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denn  was  noch  ins  Bergfreie  fiel,  war  technisch  kaum  zugänglich. 
Der  Staat  schritt  deshalb  zum  Ankauf  von  96  Normalfeldern  und 
zwar  in  der  Hauptsache  im  Kreise  Recklinghausen.  In  den  Kauf- 
preis, der  58  Millionen  Mark  betrug,  waren  zwei  Schächte  der 
jetzigen  Zeche  Gladbeck  eingeschlossen,  die  das  Steinkohlengebirge 
bereits  erreicht  hatten.  Der  Felderpreis  stand  in  gar  keinem  Ver- 
hältnis zu  den  von  privater  Seite  für  ihre  Erwerbung  aufgewandten 
Kosten.  Entgegen  der  bisher  verfolgten  Praxis,  die  Bergwerks- 
erweiterung stets  aus  laufenden  Mitteln  der  Bergverwaltung  zu 
bestreiten,  sah  sich  der  Bergfiskus  zum  ersten  Male  genötigt,  all- 
gemeine Staatsmittel  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  weitere  Auf- 
schließung der  Werke  erfolgte  jedoch  aus  den  Betriebsüberschüssen 
der  übrigen  Staatsbergwerke. 

Schon  bald  sah  die  Staatsregierung,  daß  es  ihr  aus  den  er- 
folgten Aufschlüssen  in  der  Gladbecker  Mulde  nicht  möglich  sein 
würde,  ihr  Ziel,  mit  10  bis  15  %  an  der  Kohlenförderung  des  Ruhr- 
Lippe-Reviers  beteiligt  zu  sein,  zu  erreichen  und  im  Westen  eine 
ähnliche  Stellung  gegenüber  dem  Privatbergbau  zu  erringen  wie 
in  Oberschlesien  und  damit  die  Verschiebung  der  Machtverhältnisse 
zu  beeinflussen.  Um  diese  Position  schneller  zu  erreichen,  ver- 
suchte sie  deshalb  1904  den  Besitz  der  Bergwerksgesellschaft 
Hibernia,  deren  nördliche  Felder  sich  zwischen  die  fiskalischen 
Berechtsamen  schieben  und  daher  die  staatlichen  Felder  in  ge- 
eigneter Weise  arrondieren,  aufzukaufen.  Der  Versuch  scheiterte 
an  dem  Widerstand  des  Privatbergbaues  und  der  mit  ihm  ver- 
bündeten Finanzkreise.  Dem  Staat  blieb  nun  nichts  anders  übrig, 
als  seine  eigenen  Felder  aufzuschließen  und  zwar  in  beschleunigtem 
Tempo.  Zu  dem  Zweck  wurden  1908  vom  Landtag  für  die  An- 
lage von  drei  Doppelschächten  55  Millionen  Mark  zur  Verfügung 
gestellt.  Diese  neuen  Aufschlüsse  erwiesen  sich  um  so  notwendiger, 
als  sich  bei  dem  Ausbau  der  ersten  Werke  bei  Gladbeck  tektonische 
Schwierigkeiten  ergaben,  und  darum  schon  aus  Rentabilitätsrück- 
sichten das  fiskalische  Unternehmen  auf  breitere  und  damit  sichere 
Basis  gestellt  werden  mußte.  Ob  die  Hoffnungen,  die  der  preußische 
Staat  auf  seinen  westfälischen  Bergwerksbesitz  gesetzt  hat,  in  Er- 
füllung gehen  werden,  steht  noch  dahin.  Jedenfalls  ist  er  bei 
Berücksichtigung  einer  angemessenen  Verzinsung  seiner  enormen 
Kapitalsaufwendungen  in  seiner  Preispolitik  stark  gebunden.  In 
der  Gegenwart  arbeitet  der  Bergfiskus  mit  großer  Energie  an  der 
Vollendung  seiner  westfälischen  Werke.  Um  den  ungestörten  Ab- 
satz seiner  dortigen  Kohle  nach  den  Kohlenhandelsplätzen  des 
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Oberrheins  zu  sichern,  trat  er  in  die  Interessengemeinschaft  zwischen 
der  Rhein-  und  Seeschiffahrtsgesellschaft  in  Köln  und  der  Mann- 
heimer Lagerhausgesellschaft  und  der  Mannheimer  Dampfschlepp- 
schiffahrtsgesellschaft ein.  Er  erwarb  die  Majorität  der  Aktien 
der  Rhein-  und  Seeschiffahrtsgesellschaft  und  schloß  mit  ihr  einen 
langjährigen  Transportvertrag  zwecks  Absetzung  der  westfälischen 
Kohlen  auf  dem  Wasserwege  ab.  In  Rheinau  baut  der  Fiskus 
zurzeit  an  einem  Kohlenlagerplatz  und  plant  ferner  die  Anlage 
eines  Rheinhafens  in  der  Nähe  der  Lippemündung.  So  erhält 
seine  Bergbaupolitik  in  den  letzten  Jahren  einen  Zug  starker  Ak- 
tivität, und  mit  ihr  wird  der  rheinisch-westfälische  Privatbergbau 
in  Zukunft  rechnen  müssen. 

Was  den  gegenwärtigen  Besitzstand  des  preußischen  Fiskus 
im  Kohlenbergbau  anlangt,  so  ist  er  hier  wie  im  Eisenbahnwesen 
der  größte  Unternehmer  der  Welt.  Aus  kleinen  Anfängen  hat  er 
seinen  Besitz  zwar  langsam  aber  stetig  erweitert  und  auch  unter 
der  Herrschaft  des  ökonomischen  Liberalismus  kaum  schmälern 
lassen.  Der  staatliche  Felderbestand  umfaßt  bei  Saarbrücken 
noooo  ha,  wovon  zurzeit  15000  ha  aufgeschlossen  sind.  Dazu 
kam  19 10  noch  in  O.-B.-B.  Bonn  auf  Grund  der  Novelle  vom 
18.  Juni  1907  das  Feld  »Geldern«  mit  66  Millionen  qm.  Zu  dem 
fiskalischen  Besitz  im  O.-B.-B.  Dortmund,  der  bei  Ibbenbüren 
115  198  129  qm  betrug,  traten  1902  durch  Ankauf  210  144000  qm 
und  auf  Grund  der  genannten  Novelle  19 10  das  Feld  »Rees«  im 
Umfang  von  88478866  qm,  ferner  das  Feld  »an  den  Borken- 
bergen« mit  19848867  qm  und  das  Feld  »Münsterland«  mit 
349272267  qm.  Im  O.-B.-B.  Breslau  erfuhr  das  fiskalische  Feld 
19 10  eine  Erweiterung  durch  die  Felder  »Ruptau«  von  22  397  232  qm 
Größe  und  »Ober-Wilcza«  mit  5959887  qm1). 

Der  Gesamtbestand  in  diesen  3  Oberbergamtsbezirken  ergibt  im 
O.-B.-B.  Bonn:         rund  n66qkm 
O.-B.-B.  Dortmund:     „      781  „ 
O.-B.-B.  Breslau:  411  „ 

zusammen    2358  qkm  staatliche  Berechtsame. 

Hinzu  treten  noch  die  Berechtsamen  bei  Obernkirchen  und 
am  Deister. 

Dieser  Staatsbesitz  reicht  aus,  um  auf  absehbare  Zeit  die 
Beteiligung  des  Staates  am  Kohlenbergbau  sicherzustellen.  Durch 
2 1  Kohlenbergwerke  ist  ein  kleiner  Teil  dieser  Felder  gegenwärtig 
aufgeschlossen  und  zwar  durch  4  in  Oberschlesien,  5  in  Westfalen 

x)  Jahrbuch  für  den  O.-B.-B.  Dortmund,  S.  37  und  38.    Essen  1912. 
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und  12  an  der  Saar.  Dazu  kommen  noch  die  Kohlenbergwerke 
am  Deister  und  der  preußische  Anteil  am  Gemeinschaftswerk  zu 
Obernkirchen. 

Über  die  veranschlagten  Verkaufsmengen  und  Verkaufspreise 
der  Erzeugnisse  dieser  Staatsbergwerke  macht  der  Bergetat  für 
19 14  folgende  Angaben1): 


Steinkohlen,  Koks  und  andere  Nebenerzeugnisse  der  Steinkohlenbergwerke: 


Der  veranschlagten 

Einnahme 

für  Produkte  liegen 

zugrunde 

Bezeichnung  der  Erzeugnisse 

im  Etat  für  1 

314 

und  AVerke 

Verkaufs- 

Verkaufs- 

Geldwert 

menge 

preis 

Tonnen 

Mark 

Mark 

Steinkohlen: 

5  995  000 

9,71 

58  224470 

2  886  500 

II,00 

31  751  50O 

10  615  000 

II,6o 

1 23  176  200 

4.  Steinkohlenbergwerke  am  Deister  . 

405  900 

10,72 

4  349  400 

Summe  Steinkohlen 

t  n  cir^  1  a 

1U  MVJZ  ZLvJU 

217  501  570 

Koks: 

208  500 

14,00 

2919  OOO 

I   740  OOO 

I5.90 

27  668  500 

230  450 

I7,IO 

3  941  400 

Summe  ICoks 

2  T  78  OCO 

1A  C  28  OOO 

Briketts: 

70  OOO 

II,00 

770  OOO 

32  OOO 

15,50 

496  OOO 

5  000 

17,50 

87  500 

Summe  Briketts 

107  OOO 

1  353  500 

Ammoniumsulfat: 

3  600 

250,00 

900  OOO 

25  200 

240,00 

6  048  000 

2  400 

250,00 

600  OOO 

Summe  Ammoniumsulfat 

31  200 

7  548  OOO 

Sonstige  Produkte  der  Steinkohlen- 

bergwerke: Teer,  Benzol,  Sand,  Kraft, 

Wasser,  Gas,  Ziegelsteine  usw. 

1 383  750 

2.  Westfälische  Gruben  

4  758030 

4  720  OOO 

Summe  Sonstige  Produkte 

10  861 780 

Gesamtsumme 

271  793  75o 

x)  Etat  der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung  für  das  Etatjahr  19 14,  S.  26. 
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Von  großer  Wichtigkeit  für  die  Beantwortung  des  vorliegen- 
den Problems  ist  nun  die  Frage  nach  den  Leistungen  und  Erfolgen 
des  preußischen  Staatskohlenbergbaues  und  damit  nach  der  Frage 
der  Befähigung  staatlicher  Organisation  zum  Bergbau  überhaupt. 
Nach  der  technischen  Seite  hin  dürfte  die  Eignung  des  Staates 
zum  Bergbau  kaum  bestritten  werden.  Handelt  es  sich  doch  hier 
im  wesentlichen  um  eine  Tätigkeit  okkupatorischer  Natur,  die  sich 
nach  bestimmten  Normen  und  feststehenden  Regeln  vollzieht.  So- 
weit die  Technik  des  Betriebs  der  Initiative  des  Einzelnen  freien 
Spielraum  läßt,  soweit  individuelle  Verhältnisse  besondere  Anforde- 
rungen an  die  Fähigkeit  der  leitenden  Kräfte  stellen,  ist  es  irre- 
levant, ob  wir  es  im  Kohlenbergbau  mit  Staats-  oder  Privatbetrieb 
zu  tun  haben.  Für  den  Produktionsprozeß,  wenn  man  die  Kohlen- 
förderung so  bezeichnen  kann,  ist  es  völlig  gleichgültig,  ob  der 
Betrieb  von  Staats-  oder  Privatbeamten  geleitet  und  beaufsichtigt 
wird.  Auch  die  heute  zunehmende  Weiterverarbeitung  der  Kohlen, 
der  Übergang  von  der  Urproduktion  zur  Industrie,  stellt  den 
Staatsbetrieb  in  technischer  Hinsicht  vor  keine  Aufgaben,  denen 
er  nicht  gewachsen  wäre.  Seine  technische  Befähigung  hat  der 
preußische  Staatskohlenbergbau  längst  erwiesen.  In  ihm  wirkten 
und  wirken  ganz  hervorragende  Kräfte;  aus  ihm  holt  sich  der 
Privatbergbau  einen  großen  Teil  seiner  tüchtigsten  Beamten. 

Wesentlich  schwieriger  ist  die  Frage  nach  der  ökonomischen 
Befähigung  der  staatlichen  Verwaltung  zum  Bergbetrieb  zu  beant- 
worten, ob  er  es  in  dieser  Hinsicht  mit  dem  Privatbergbau  auf- 
nehmen kann,  und  ob  das  ökonomische  Prinzip,  mit  den  geringsten 
Mitteln  den  größten  Effekt  zu  erzielen,  auch  bei  ihm  genügend 
zum  Ausdruck  kommt.  Hier  sind  in  der  Tat  erhebliche  Zweifel 
aufgetaucht,  die  noch  191 1  in  einer  eingehenden  Untersuchung 
des  preußischen  Staatskohlenbergbaues  seitens  der  Volksvertretung 
zum  Ausdruck  kamen.  Für  die  Beurteilung  der  wirtschaftlichen 
Befähigung  der  staatlichen  Organisation  zum  Bergbau  werden 
hier  manche  Fingerzeige  gegeben. 

Wie  schon  hervorgehoben,  spielten  die  Überschüsse  des 
Bergetats  einst  im  preußischen  Staatshaushalt  eine  erhebliche  Rolle. 
Davon  kann  im  heutigen  preußischen  Milliardenetat  nicht  mehr 
die  Rede  sein.  Aber  trotzdem  erregte  der  Rückgang  der  Über- 
schüsse der  staatlichen  Bergwerksverwaltung,  der  sich  seit  1900 
bemerkbar  machte,  in  wachsendem  Maße  die  Aufmerksamkeit  des 
Abgeordnetenhauses,  bis  19 10  eine  Unterkommission  der  Budget- 
kommission mit  dem  Auftrag  betraut  wurde:  »Zu  prüfen,  in  welcher 
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Weise  die  staatliche  Bergwerksverwaltung,  unbeschadet  ihrer  sozial- 
politischen und  volkswirtschaftlichen  Aufgaben,  einträglicher  als 
bisher  gemacht  werden  kann  und  über  das  Ergebnis  der  Unter- 
suchungen der  Budgetkommission  einen  schriftlichen  Bericht  zu 
erstatten«1). 

Die  äußere  Veranlassung  zu  dieser  Untersuchung  gab  also 
der  Rückgang  der  Betriebsüberschüsse,  der  sich  seit  1900  zahlen- 
mäßig folgendermaßen  ausnimmt2): 


Verwaltungskosten 

Jahr 

Rechnungs- 
mäßiger 
Überschuß 

Ausgaben 
für  Neu- 
anlagen 

Überschuß 
einschließlich 
Ausgaben  für 
Neuanlagen 

für  Ministerialabt. 

Oberbergämter, 
bergtechn.  Lehr- 
anstalten ;  Geolog. 

Übersc 
im  weitere 

huß 

n  Sinnp 

Landesanstalt 

insgesamt 

auf 

der  staatlichen  Bergverwaltung 

(jährl.  Voranschlag) 

1  Mann 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1900 

47  056  859 

2  629  50O 

49  686359 

3  076  794 

52  763  153 

725,50 

1901 

41  273  138 

4  OI5  700 

45  288  838 

3  332  520 

4862I  358 

649»37 

1902 

33  970279 

3  37i  100 

37  34i  379 

3  438  863 

40  780  242 

529,17 

1903 

24  272  541 

9  009  400 

33  281  941 

3  579  824 

36861  765 

460,21 

1904 

27  659  200 

10  021  500 

37  680  700 

3  764  030 

41  444  73O 

502,07 

1905 

30651  588 

13  801  700 

44  453  288 

3  923  860 

48377  I48 

574,25 

1906 

27  444  848 

17  709  700 

45  154  548 

4  044  720 

49  I99  268 

55i»99 

1907 

14  622  756 

20  685  000 

35  307  756 

4  292  230 

39  599  986 

426,83 

1908 

16  136  710 

25  430  200 

41  566910 

4  524  58o 

46  091  490 

475,93 

1909 

17  000  052 

20  054  200 

37054252 

4633  660 

41  687  912 

408,94 

Danach  weisen  die  rechnungsmäßigen  Überschüsse  1909  gegen 
1900  ein  Minus  von  rd.  30  Millionen  Mark  auf.  Diese  Differenz 
verringert  sich  aber  wesentlich,  wenn  man  die  Aufwendungen  für 
Neuanlagen,  die  der  Staat  bekanntlich  aus  den  laufenden  Mitteln 
der  Berg  Verwaltung  nimmt,  als  Vermögenszuwachs  ansieht  und 
ebenso  auch  die  aus  Betriebsüberschüssen  bestrittenen  Verwaltungs- 
kosten in  Spalte  5  mit  berücksichtigt.  Es  bleibt  dann  noch  zwischen 
dem  Überschuß  im  weiteren  Sinne  von  1900  und  dem  von  1909 
ein  Unterschied  von  rd.  1 1  Millionen  Mark.  Dieses  Weniger  fällt 
vor  allem  dem  Saarbergbau  zur  Last,  denn  der  Rückgang  seiner 
Überschüsse  betrug  bei  der  Berücksichtigung  der  Ausgaben  für 
Neuanlagen  und  sonstigen  Betriebsmaßnahmen  in  der  angegebenen 
Zeit  rd.  14  Millionen  Mk.;  auf  eine  Tonne  der  Förderung  1,68  Mk.3). 

J)  Sammlung  der  Drucksachen  des  preußischen  Abgeordnetenhauses  (Anlagen  zu 
den  stenogr.  Berichten).    21.  L.-P.,  IV.  Session  191 1,  Bd.  IV,  S.  2759. 

2)  Drucksachen  des  preuß.  Abgeordnetenhauses  191 1,  Bd.  IV,  Nr.  307  B,  S.  46. 

3)  Drucksachen  des  preuß.  Abgeordnetenhauses  191 1,  Bd.  IV,  Nr.  307  B,  S.  47. 
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Ganz  naturgemäß  ist  in  einer  so  großen  Verwaltung,  wie  dem 
Saarbergbau,  mit  einer  jährlichen  Förderung  von  10  Millionen 
Tonnen  und  einer  Belegschaft  von  50000  Mann  schon  bei  geringen 
Schwankungen  der  Kohlenpreise  oder  Änderungen  in  der  Lohn- 
höhe mit  großen  Differenzen  in  den  Überschüssen  zu  rechnen,  aber 
dies  Ergebnis  erschien  doch  so  bedeutend,  daß  es  eine  eingehende 
Untersuchung  der  Verhältnisse  des  Saarbergbaues  veranlaßte. 

Dabei  erwies  sich  der  Ertragsrückgang  als  eine  Folge  der 
gestiegenen  Selbstkosten,  mit  denen  das  Steigen  der  Kohlenpreise 
nicht  gleichen  Schritt  gehalten.  Es  ergab  sich,  daß  1909  höher 
standen  als  19001) 

die  Löhne  um  0,80  Mk.  pro  Tonne 

die  Generalunkosten  0,70    „     „  „ 

die  Materialkosten  um  ....  0,46    „     „  „ 

der  Erlös  um  0,28     „     „  „ 

Somit  stiegen  die  Selbstkosten  in  der  angegebenen  Zeit  um 
1,96  Mark  für  die  Tonne,  während  der  Verkaufspreis  der  Tonne  1909 
nur  0,28  Mark  höher  stand  als  1900,  was  das  Gesamtergebnis  natür- 
lich stark  beeinflußte.  Was  die  Kosten  für  Neuanlagen  anbelangt, 
die  1909  um  0,49  Mk.  höher  standen  als  1900,  dürfte  es  sich  um 
Aufwendungen  vorübergehender  Natur  handeln.  Neue  Aufschlüsse 
mußten  gemacht  werden,  Erweiterungen  wurden  getroffen,  vielfach 
die  alten  Werke  modernisiert  und  zur  Hebung  der  Kohlenqualität 
Kohlenwäschen  und  Separationen  angelegt.  Dauernder  Natur  da- 
gegen sind  die  höheren  und  steigenden  Aufwendungen  für  Löhne 
und  für  steuerliche  und  soziale  Zwecke.  Nach  dieser  Richtung  sah 
die  Untersuchungskommission  keine  Möglichkeit,  die  Selbstkosten 
zugunsten  der  Betriebsüberschüsse  herabzusetzen,  sondern  nur  in 
einer  Erhöhung  der  Förderung  auf  den  Kopf  der  Belegschaft  und 
in  einer  Verminderung  der  Materialkosten.  Erstere  erschienen  ihr 
im  Vergleich  mit  den  Verhältnissen  im  Ruhrlippebergbau  zu  niedrig 
und  letztere  zu  hoch.  Die  Hauptursache  dieser  Differenzen  sah 
man  nicht  in  den  verschiedenartigen  natürlichen  Verhältnissen  der 
beiden  Bergbaugebiete  begründet,  sondern  in  den  Beamten-  und 
Arbeiterverhältnissen  an  der  Saar.  Nur  bei  durchgreifenden  Re- 
formen in  dieser  Beziehung  sei  eine  Steigerung  der  Erträge  zu 
erwarten. 

Die  Erörterung  der  Verhältnisse  der  höheren  Beamten  der 
Staatswerke  bemängelte  die  große  Zahl,  das  späte  Aufrücken,  die 
unzureichende  Besoldung,  den  starken  Wechsel,  die  beschränkte 

*)  Drucksachen  des  preuß.  Abgeordnetenhauses  191 1,  Bd.  IV,  Nr.  307  B,  S.  47. 


—    43  — 


Dispositionsfreiheit  und  die  Überlastung  dieser  Beamtenkategorie 
mit  formalen  Arbeiten.  Wie  enorm  der  Wechsel  in  den  leitenden 
Stellungen  ist,  geht  aus  folgender  Zusammenstellung  hervor.  Von 
82  fiskalischen  Werksdirektoren  an  der  Saar  blieben  in  ihren 
Diensten1) 

6  Herren  1  Jahr 

11       „   2  Jahre 

8  „   3  „ 

7  »   4  » 

7       »   5  » 

9  >»   6 

9       »   7  » 

In  den  Verhältnissen  der  mittleren  Werksbeamten  erwies 
sich  als  ein  Ubelstand,  daß  sie  infolge  ihrer  Staatsbeamtenquali- 
fikation auch  bei  mangelhaften  Leistungen  nicht  entlassen  werden 
können.  Hinsichtlich  der  Arbeiter  hebt  die  Kommission  die  Locke- 
rung der  Disziplin  und  die  Gleichmacherei  der  Löhne  hervor,  die 
das  Betriebsergebnis  ungünstig  beeinflußten. 

Eine  Reihe  derselben  Austellungen,  die  sonst  an  Staatsbe- 
trieben gemacht  werden,  kehrt  auch  hier  wieder.  Zur  objektiven 
Beurteilung  dieser  Mängel  wird  man  nicht  übersehen  dürfen,  daß 
ein  Teil  der  Schwierigkeiten  und  Schwerfälligkeiten  von  vornherein 
am  Staatsbetrieb  hängt,  in  seiner  Natur  liegt  und  so  nur  sehr 
schwer,  wenn  überhaupt  zu  beheben  ist.  So  ist  es  zunächst  die 
enge  Gebundenheit  an  den  Etat,  der  im  staatlichen  Betrieb  eine 
Bewegungsfreiheit,  wie  sie  der  Privatbetrieb  kennt,  gar  nicht  auf- 
kommen läßt.  Die  genaue  Kontrolle,  insbesondere  die  Monita  der 
Oberrechnungskammer  sorgen  dafür,  daß  die  Verwaltung  auch 
gemäß  dem  Etat  geführt  wird.  Irgendwelche  spekulativen  Er- 
wägungen werden  durch  das  System  der  staatlichen  Rechnungs- 
legung von  vornherein  völlig  ausgeschaltet.  Die  Möglichkeit,  Kon- 
junkturschwankungen durch  schnelle  Änderungen  in  den  Betriebs- 
dispositionen auszunutzen,  existiert  für  den  Leiter  eines  Staats- 
bergwerks nicht.  Dazu  fehlt  ihm  die  Verfügungsfreiheit,  dazu 
lassen  ihm  die  festliegenden  Ökonomiepläne  keinen  Spielraum 
Für  die  Aufstellung  des  Bergetats  müssen  die  einzelnen  Betriebe 
ihre  Forderungen  zu  einer  Zeit  schon  aufstellen,  wo  sich  die  An- 
forderungen, die  die  kommende  Zeit  an  die  Werke  stellt,  noch 
nicht  völlig  übersehen  lassen.  »Über  alle  größeren  Unternehmungen, 
wesentliche  Neuerungen  und  überhaupt  alle  im  Etat  zum  Ausdruck 

*)  Drucksachen  des  preuß.  Abgeordnetenhauses  191 1,  Bd.  IV,  Nr.  307  B,  S.  31. 
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gelangenden  Angelegenheiten  von  besonderer  finanzieller  Bedeutung 
ist  bis  spätestens  i.  Juni  jedes  Jahres  unter  Beifügung  der  erforder- 
lichen Unterlagen,  Pläne,  Kostenanschläge,  Denkschriften  usw.  zu 
berichten«1).  Auf  die  Änderungen  der  Marktlage  vermag  der 
Leiter  eines  staatlichen  Betriebs  in  seinen  Maßnahmen  nur  schwer 
zu  reagieren;  er  ist  an  die  bestimmten  Normen  gebunden  und  in 
der  freien  Erwägung  beschränkt,  ebenso  wird  auch  das  Kohlen- 
verkaufsgeschäft der  Staatswerke  durch  Rücksichten  auf  die  finan- 
zielle Sicherheit  der  Abnehmer  beeinflußt  und  beengt. 

Weitere  Beschränkungen  erwachsen  dem  staatlichen  Werks- 
leiter auch  durch  Rücksichten  gegen  die  in  seinem  Betrieb  Ar- 
beitenden ;  Rücksichten,  wie  sie  in  dem  Maße  in  Privatunternehmen 
nicht  geübt  werden.  So  war  es  z.  B.  bis  vor  kurzem  den  Berg- 
leuten des  Saarreviers  gestattet,  sich  beschwerdeführend  bis  an 
den  obersten  Chef  zu  wenden.  Im  Prinzip  ist  das  ja  eine  sehr 
schöne  Einrichtung,  aber  in  der  Praxis  kann  das  zu  Mißhelligkeiten, 
Verdrießlichkeiten,  Belästigungen  führen,  die  oft  in  gar  keinem 
Verhältnis  zu  dem  zugrunde  liegenden  Vorfall  stehen.  Eine  solche 
Einrichtung  kann  von  Querulanten  zu  unerträglicher  Belästigung 
der  Vorgesetzten  ausgenutzt  werden.  Nicht  weniger  hat  der  Be- 
amte im  Staatsbetrieb  die  Klagen  zu  fürchten,  die  etwa  vor  dem 
Forum  des  Abgeordnetenhauses  über  ihn  geführt  werden.  In  den 
Verhandlungen  über  den  preußischen  Bergetat  nehmen  diese  Dinge 
vielfach  einen  breiten  Raum  ein.  Gelingt  es  dem  Beamten  auch, 
sich  zu  rechtfertigen,  so  weiß  er  doch  genau,  daß  meistens  dabei 
etwas  hängen  bleibt.  Alle  diese  Momente  sind  nicht  dazu  angetan, 
den  Unternehmergeist  des  Beamten  im  staatlichen  Betrieb  anzu- 
regen. Dem  staatlichen  Beamten  sind  Grenzen  gezogen,  wie  sie 
in  dieser  Enge  der  Privatbetrieb  nicht  kennt.  Hier  kann  der 
Leiter  eines  Werks  nach  eigenem  Ermessen  schnell  disponieren 
und  sich  den  Bedürfnissen  des  Marktes  in  seinen  Betriebsmaß- 
nahmen rasch  anpassen.  Seine  Forderungen  nach  Bewilligungen 
für  außergewöhnliche  Entschließungen  durchlaufen  nicht  erst  lange 
Instanzenzüge,  sondern  werden  oft  in  so  viel  Stunden  erledigt,  als 
der  Staatsbetrieb  Monate  gebraucht.  Auch  den  Untergebenen 
gegenüber  besitzt  er  weitgehende  Verfügungsfreiheit  und  braucht 
keine  unangebrachten  Rücksichten  zu  üben.    Die  Aufsichtsräte 

*)  Vorschriften  über  die  Aufstellung  und  Anwendung  des  Etats,  die  Kassen-  und 
Naturalverwaltung  und  die  Anfertigung  der  Vermögens-  und  Ertragsberechnungen  im 
Bereich  der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung  vom  2.  November  1905.  Am tl.  Aus- 
gabe §  2,  Abschnitt  6.    Berlin  1905. 
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sind  in  diesen  Dingen  meist  nicht  so  empfindlich.  Wird  diese 
Freiheit  in  der  Leitung  und  Disponierung  von  einem  fähigen  und 
wohlgesinnten  Beamten  geübt,  so  ist  sie  für  das  wirtschaftliche 
Ergebnis  des  Betriebs  nicht  belanglos. 

Übersehen  darf  auch  nicht  werden,  daß  mit  der  dauernden 
und  gesicherten  Stellung,  deren  sich  der  Staatsbeamte  erfreut, 
leicht  eine  gewisse  Gleichgültigkeit  und  Interesselosigkeit  am  Be- 
ruf einschleichen  kann.  Daß  für  die  mittleren  Werksbeamten  der 
Staatsbeamten-Charakter  diese  Folge  gezeitigt  habe,  wenn  auch 
nicht  allgemein,  darauf  deutet  die  Bergverwaltung  hin.  Bei  der 
Bedeutung,  die  diese  Beamtenkategorie  für  den  ökonomischen  Effekt 
der  Bergwerke  hat,  darf  eine  solche  Erscheinung  nicht  übersehen 
werden.  Die  Anstellung  auf  Vertrag  ist  hier  der  notwendige  Weg, 
der  Abhilfe  schaffen  kann.  Ihn  hat  die  Bergverwaltung  auf  den 
neueren,  westfälischen  Werken  auch  bereits  beschritten.  Bei  dem 
Privatbergbau,  wo  dieser  Modus  der  Anstellung  üblich  ist,  wird 
das  Interesse  der  Werksbeamten  am  Betriebsergebnis  noch  besonders 
gefördert  durch  Gewährung  von  Tantiemen  und  durch  ein  mannig- 
fach modifiziertes  Prämiensystem.  Auch  diese  Einrichtung  ist 
neuerdings  vom  Staatsbergbau  übernommen  worden,  um  das  Auge 
der  höheren  und  mittleren  Beamten  für  die  Ökonomie  des  Be- 
triebes zu  schärfen  und  ihr  Interesse  am  Betriebsergebnis  zu  er- 
höhen. Für  die  Direktoren  sind  Gewinnanteile  vorgesehen,  die 
sich  nach  den  wirklichen  Gewinnen  berechnen  und  mit  deren 
Wachsen  steigen.  Die  Prämien  für  obere  und  mittlere  Beamte 
richten  sich  nach  den  Förderleistungen  in  ihren  Revieren  und 
sind  unabhängig  von  den  Werksüberschüssen;  ihre  Verteilung 
liegt  in  den  Händen  der  Direktoren.  Mit  der  Zahlung  der  Ge- 
winnanteile an  die  Werksleiter  bezweckt  die  Bergverwaltung  gleich- 
zeitig, diese  möglichst  lange  in  ihren  Stellungen  zu  halten.  Dem- 
selben Zweck  soll  auch  die  Verleihung  des  Ranges  der  Oberberg- 
räte dienen.  Ob  diese  Maßnahmen  Erfolg  versprechen,  muß  die 
Zukunft  lehren.  Jedenfalls  muß  mit  dem  heutigen  Zustand,  daß 
vielfach  die  höheren  Beamten  ihre  Stellungen  nur  als  Sprungbrett 
benutzen,  um  möglichst  bald  in  eine  aussichtsreichere  Privatstellung 
zu  gelangen,  gebrochen  werden.  Dadurch  verliert  der  Staatsberg- 
bau eine  Reihe  seiner  fähigsten  Köpfe  an  den  Privatbergbau,  der 
den  großen  Vorzug  hat,  daß  weitaus  die  meisten  seiner  Werks- 
direktoren ihre  Stellung  als  Lebensstellung  ansehen,  an  der  sie 
schon  rein  äußerlich  durch  Gewährung  enormer  Gehälter  und  Be- 
teiligung an  den  Überschüssen  oder  als  Aktien-  oder  Kuxenbe- 
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sitzer  interessiert  sind.  In  diesen  Stellungen  entfalten  sie  ihr 
bestes  Können.  Sie  lernen  den  Betrieb  durch  und  durch  kennen 
und  verwachsen  ganz  mit  ihm.  In  ihrer  Person  vereinigt  sich  die 
reichste  Erfahrung  über  Abbau  und  Betrieb.  Die  dauernde  Stellung 
bietet  die  beste  Gewähr,  daß  das  Ganze  von  einheitlichen  Gesichts- 
punkten aus  geleitet  wird. 

Ganz  anders  liegen  diese  Dinge  beim  Staatsbergbau.  Kaum 
ist  der  Leiter  notdürftig  im  Betrieb  orientiert,  so  kommt  die  Zeit 
der  Aufrückung  oder  die  Aussicht  auf  eine  besser  dotierte  Privat- 
stellung, und  er  verschwindet.  Mit  den  Personen  wechseln  dann 
auch  oft  die  Ansichten  über  das,  was  im  Interesse  der  Wirtschaft- 
lichkeit des  Unternehmens  am  besten  ist.  Ja  es  können  Fälle 
eintreten,  daß  über  der  gegenwärtigen  Rentabilität  die  Nachhaltig- 
keit des  Betriebes  übersehen  wird. 

Sollten  die  vorgeschlagenen  Mittel  nicht  ausreichen,  den 
Stellenwechsel  einzudämmen,  so  ist  zu  erwägen,  ob  die  leitenden 
Beamten  nicht  auch  besser  durch  Vertrag  anzustellen  sind,  was 
übrigens  aus  den  Reihen  der  Werksdirektoren  früher  schon  selbst 
angeregt  worden  ist.  Denn  es  ist  doch  sehr  die  Frage,  ob  mit 
der  Stellung  des  Leiters  so  bedeutender  erwerbswirtschaftlicher 
Unternehmungen,  wie  das  die  Bergwerke  sind,  sich  der  Staats- 
beamtencharakter verträgt.  Die  Anstellung  im  Vertragsverhältnis 
scheint  hier  erfolgreicher  zu  sein.  Für  die  staatlichen  Verwaltungs-, 
Lehr-  und  Aufsichtsämter  mag  der  behördliche  Charakter  am  Platze 
sein,  auch  noch  im  Eisenbahnwesen,  wo  die  Natur  des  Betriebs 
den  Gang  der  Geschäfte  regelt,  aber  in  einem  Betrieb,  der  mit 
scharfer  Konkurrenz  zu  tun  hat,  der  so  eminent  werbender  Natur 
ist,  ist  die  Praxis  der  Privatunternehmung  vorzuziehen,  die  ihren 
Leitern  kein  Vorrückungsrecht  und  keine  lebenslängliche  An- 
stellung von  vornherein  zusichert.  Als  Konsequenz  würde  das 
natürlich  eine  weit  höhere  Entlohnung  nach  sich  ziehen,  als  das 
zurzeit  mit  Rücksicht  auf  andere  Beamtenkategorien  der  Fall  ist. 
Nur  so  vermag  sich  der  Staat  die  tüchtigsten  Kräfte  zu  sichern, 
was  für  seine  Beteiligung  am  industriellen  Leben  geradezu  eine 
Notwendigkeit  ist.  Soweit  die  budgetären  Verhältnisse  dem  Staats- 
betrieb die  Bewegungsfreiheit  schmälern,  käme  eine  größere  Un- 
abhängigkeit vom  Etat  in  Betracht,  wenigstens  die  Loslösung  des 
Bergetats  vom  Gesamtetat  und  von  den  Rücksichten  auf  dessen 
Balanzierung. 

Von  einer  Reihe  von  Schwierigkeiten,  die  heute  dem  Staats- 
betrieb anhaften,  vermag  er  sich  wohl  zu  emanzipieren,  und  es  ist 
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eine  größere  Beweglichkeit  auch  innerhalb  des  Staatssystems 
möglich.  Aber  er  wird  doch  in  dieser  Hinsicht  immer  hinter  dem 
Privatbergbau  zurückbleiben.  Dafür  sorgt  schon  das  Bewilligungs- 
recht und  die  Kontrolle  der  Volksvertretung  und  vor  allem  die 
Rücksicht  auf  die  Verwaltung  öffentlicher  Gelder  und  die  stärkere 
Wahrnehmung  solcher  Interessen,  die  in  der  Privatunternehmung 
nicht  an  erster  Stelle  stehen. 

Bei  dieser  Sachlage  liegt  die  Annahme  nahe,  daß  im  Punkte 
der  Rentabilität  der  Staatsbergbau  es  mit  dem  Privatbergbau 
nicht  aufnehmen  kann.  Aber  das  exakt  zu  erweisen,  würde  sehr 
schwer  werden,  besonders  wenn  man  daraufhin  den  Bergbau  an 
der  Saar  mit  dem  an  der  Ruhr  vergleichen  wollte,  denn  die  zu- 
grunde liegenden  Anlagekapitalien  sind  nicht  ersichtlich  genug, 
um  sie  in  Beziehung  zu  den  Überschüssen  setzen  zu  können. 
Bekanntlich  übernahm  der  Bergfiskus  die  Werke  an  der  Saar  von 
Nassau,  und  außerdem  ermöglicht  auch  die  staatliche  Buchführung 
keine  genaue  Feststellung  der  investierten  Kapitalien,  da  der 
Kameralstil  die  Aufwendungen  für  Schacht-  und  Grubenbaue 
nicht  ins  Vermögen  setzt,  sondern  sie  als  Unkosten  unter  den 
Betriebsausgaben  verrechnet.  Erst  bei  den  neueren  Staatswerken 
sind  die  kaufmännischen  Gesichtspunkte  stärker  in  die  Buch- 
führung eingedrungen.  Schwierigkeiten  ergeben  sich  auch  bei 
der  Feststellung  der  von  privater  Seite  angelegten  Kapitalien.  So 
ist  z.  B.  bei  den  Aktiengesellschaften  das  in  den  Bergwerken  in- 
vestierte Kapital  keineswegs  identisch  mit  dem  eigentlichen  Aktien- 
kapital. In  den  Bergwerken  arbeitet  meist  noch  anderes  Kapital; 
ferner  wird  durch  die  verschiedenartigsten  Transaktionen,  durch 
starke  Abschreibungen  und  die  dadurch  geschaffenen  stillen  Re- 
serven das  Aktienkapital  leicht  zu  einem  bloßen  Rechnungsfaktor. 

Gesetzt  aber,  es  gelänge  eine  gemeinsame  Basis  für  die 
Rentabilitätsberechnung  zu  schaffen  und  die  Überlegenheit  der 
Rentabilität  des  Ruhrbergbaues  gegenüber  dem  der  Saar  dadurch 
darzutun,  so  würden  sich  damit  noch  keine  endgültigen  Schlüsse 
auf  die  höhere  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  des  Privatberg- 
baues ergeben.  Denn  dazu  müssen  erst  die  natürlichen  Faktoren, 
mit  denen  Saar-  und  Ruhrbergbau  zu  rechnen  haben,  auf  ihre 
Vergleichbarkeit  hin  untersucht  werden.  Hier  walten  nämlich  er- 
hebliche Differenzen  vor  und  zwar  nach  Ansicht  der  Bergver- 
waltung zu  ihren  Ungunsten,  da  sich  an  der  Saar  eine  größere 
Härte,  Unreinheit  und  Gasentwickelung  der  Kohle  als  an  der 
Ruhr  bemerkbar  macht.    Letztere  nötigt  zu  einem  langsameren 
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Abbau.  Die  Differenzen,  die  sich  oft  bei  benachbarten  Gruben 
in  demselben  Revier  in  der  Quantität,  Qualität,  Lagerung,  Festig- 
keit der  Kohlen,  in  der  Beschaffenheit  des  Nebengesteins  bemerk- 
bar machen,  und  die  in  den  Differenzen  der  Selbstkosten,  bei  vor- 
ausgesetzter gleicher  Methode  ihrer  Berechnung,  zum  Ausdruck 
kommen,  verstärken  sich  noch,  wenn  zwei  ganz  anders  geartete 
Bergbaureviere  in  Frage  kommen.  Jede  Exemplifizierung  auf  den 
Ruhrbergbau  und  seine  Leistungen  gegenüber  dem  Saarbergbau 
verliert  an  Bedeutung  und  Beweiskraft,  wenn  man  die  natürlichen 
Faktoren  bei  der  Vergleichung  der  wirtschaftlichen  Leistungen  in 
den  beiden  Bergbaugebieten  wenig  oder  gar  nicht  berücksichtigt. 
Hier  liegt  der  Hauptfehler  der  Untersuchung  des  Saarbergbaues 
durch  die  Kommission  des  Abgeordnetenhauses.  Es  werden  die 
natürlichen  Gewinnungsbedingungen  des  Saargebietes  zu  wenig 
gewürdigt,  dagegen  die  organisatorischen  Mängel  im  Staatsbetrieb 
einseitig  in  den  Vordergrund  geschoben.  Immerhin  liegt  aber  die 
Wahrscheinlichkeit  nahe,  daß  unter  ganz  gleichen  Voraussetzungen, 
die  es  aber  im  Bergbau  nirgends  gibt,  der  Privatbetrieb  in  seiner 
Leistungsfähigkeit  überlegen  ist,  was  eben  mit  der  bereits  be- 
rührten inneren  Verfassung  beider  Betriebsarten  zusammenhängt 
Die  Verstaatlichung  der  Hibernia  hätte  in  dieser  Beziehung  sehr 
lehrreich  werden  können,  da  hier  der  Staatsbetrieb  den  Privatbetrieb 
unmittelbar  abgelöst  hätte. 

Neben  der  Erörterung  der  Mängel  in  den  Beamtenverhält- 
nissen des  Staatsbergbaues  war  auch  die  vom  Saarfiskus  verfolgte 
Arbeiter-  und  Lohnpolitik  Gegenstand  kritischer  Betrachtungen. 
Charakteristisch  für  diese  Politik  ist  der  Grundsatz  der  Stetigkeit, 
worin  der  Saarbergbau  sich  von  dem  Bergbau  an  der  Ruhr  we- 
sentlich unterscheidet.  Seit  den  sechziger  Jahren  hat  der  Fiskus 
dort  den  Zuzug  landfremder  Arbeiter  ferngehalten  und  durch 
ständige  Ausdehnung  des  Verkehrswesens  das  Rekrutierungsgebiet 
für  die  Heranziehung  neuer  Arbeitskräfte  erweitert  und  dadurch 
dem  dortigen  Bergbaugebiet  den  ländlichen  Charakter  gewahrt. 
Das  Saarrevier  kennt  das  Völkergewimmel  im  rheinisch-west- 
fälischen Kohlengebiet  mit  seinen  hygienischen,  betrieblichen  und 
moralischen  Schäden  nicht.  Es  weiß  nichts  von  dem  ungeheuren 
Belegschaftswechsel  im  Ruhr-Lippe-Gebiet,  bei  dem  der  einzelne 
Bergmann  meist  nichts  gewinnt  und  die  Werke  und  Gemeinden 
den  größeren  Schaden  haben.  In  konsequenter  Weise  hat  der 
Saarfiskus  an  der  Seßhaftmachung  seiner  Arbeiter  gewirkt.  Über 
die  Siedelungspolitik  der  Berg  Verwaltung  macht  der  Bergwerks- 
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direkter  Dr.  Herbig  folgende  Angaben1):  Von  52745  Belegschafts- 
mitgliedern im  Jahre  19 10  waren  19428  Hausbesitzer  und  10 151 
Landeigentümer.  Zwei  Drittel  aller  verheirateten  Bergarbeiter  be- 
saßen ein  eigenes  Heim.  Durch  Prämien  und  unverzinsliche  fis- 
kalische Darlehen  fördert  die  Bergverwaltung  den  Bau  von  Eigen- 
häusern. Seit  1904  betragen  die  in  10  Jahren  zu  amortisierenden 
unverzinslichen  Staatsdarlehen  pro  Haus  2100  Mk.  und  die  Prämien 
seit  1873:  750  bis  900  Mk.  Im  Innern  des  Industriebezirks,  wo 
der  Bergschäden  wegen  der  Bau  von  Eigenhäusern  nicht  geför- 
dert wird,  dienen  Schlaf-  und  Mietshäuser  für  die  Unterkunft  der 
Belegschaft.  Diese  Arbeiter-  und  Wohnungspolitik  gibt  der  Ent- 
wicklung des  Saarbergbaues  den  ruhigen  und  stetigen  Charakter, 
der  auch  in  der  Lohnpolitik  zum  Ausdruck  kommt.  Eine  Gegen- 
überstellung der  Löhne  der  Gesamtbelegschaft  an  der  Saar  und 
Ruhr  mag  das  veranschaulichen2). 


Saarbezirk 

Oberbergamtsbezirk  Dortmund 

Jahr 

Gesam  tbel  egschaf  t 

Gesam  tbel  egschaf  t 

Schichten- 

Schicht- 

Jahres- 

Schichten- 

Schicht- 

Jahres- 

zahl 

verdienst 

verdienst 

zahl 

verdienst 

verdienst 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1886 

284 

2,85 

809 

300 

2,58 

772 

1890 

294 

3,79 

III4 

306 

3,49 

1067 

1895 

285 

3,27 

929 

305 

3,i8 

968 

1900 

293 

3,56 

IO44 

3i8 

4,18 

1332 

1905 

293 

3,8o 

III4 

295 

4,03 

1186 

1906 

296 

3,88 

II46 

321 

4,37 

1402 

1907 

295 

4,02 

H85 

321 

4,87 

1562 

1908 

293 

4,04 

II82 

310 

4,82 

1494 

1909 

287 

3,96 

1136 

301 

4,49 

I350 

1910 

283 

3,97 

1122 

304 

4,54 

1382 

1911 

288 

4,06 

Il68 

308 

4,69 

1446 

1912 

296 

4,22 

1251 

315 

5,o3 

1586 

Diese  Reihen  lassen  erkennen,  daß  im  O.-B.-B.  Dortmund 
die  Löhne  erheblich  stärkeren  Schwankungen  ausgesetzt  sind  als 
an  der  Saar.  Dort  eine  Anpassung  an  die  Konjunktur,  ein 
Steigen  der  Löhne  bei  wirtschaftlichem  Aufstieg,  ein  Sinken  bei 
wirtschaftlichem  Rückgang;  hier  eine  größere  Unabhängigkeit 
von  der  Produktenbewertung,  ein  langsames,  stetiges  Steigen. 
Von  den  Schwankungen  der  Konjunktur  bekommt  der  Arbeiter 

J)  Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenwesen  im  preuß.  Staate  (heraus- 
gegeben im  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe).  Jahrgang  191 1  (Bd.  LIX),  3.  Heft, 
S.  506. 

2)  Bergbau-Verein  Essen,  Statist.  Heft,  1.  Vierteljahr  19 13,  S.  31  und  33.  Essen  1913. 
Her  ring,  Das  Problem  der  Verstaatlichung  des  preuß.  Steinkohlenbergbaus.  4 
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an  der  Saar  kaum  etwas  zu  spüren.  Diese  Lohndevise  hat  der 
Bergfiskus  seit  jeher  konsequent  verfolgt.  Hat  eine  solche  Lohn- 
politik auch  prinzipiell  große  Vorzüge,  so  sind  doch  die  Er- 
fahrungen, die  der  Fiskus  damit  gemacht  hat,  in  wirtschaftlicher 
Beziehung  nicht  günstig.  Es  fehlt  dem  Arbeiter  in  der  Industrie- 
hausse der  Anreiz  zu  erhöhten  Leistungen,  und  gleichzeitig  macht 
sich  in  solchen  Zeiten  eine  starke  Abwanderung  bemerkbar,  die 
durch  in-  und  ausländische  Agenten  gefördert  wird.  Dürfte  der 
Saarbergmann  bei  diesem  Wechsel  auch  kaum  etwas  gewinnen, 
denn  die  Natur  des  Bergbaues  sorgt  dafür,  daß  die  Bäume  überall 
nicht  bis  in  den  Himmel  wachsen,  so  hat  doch  die  Differenz  in 
den  Nominallöhnen  zwischen  Ruhr  und  Saar  die  bergmännische 
Bevölkerung  bei  Saarbrücken  in  den  letzten  Jahren  in  lebhaftere 
Bewegung  gebracht.  Der  Saarfiskus  hat  sich  daher  genötigt  ge- 
sehen, seine  bisher  verfolgte  Lohnpolitik  neuerdings  zu  revidieren; 
sie  ließe  sich  nur  dann  halten,  wenn  das  ganze  Niveau  der  Löhne 
höher  läge.  Um  das  zu  erreichen,  wird  sich  die  staatliche  Berg- 
verwaltung in  ihrer  Lohnpolitik  dem  Privatbergbau  nähern  müssen. 

Schwerer  dürfte  es  sein,  die  von  der  Untersuchungskom- 
mission getadelte  Gleichmacherei  der  Löhne  im  Saarbergbau  zu 
überwinden,  denn  die  Gebundenheit  des  Bergmanns  an  die  Scholle 
und  an  das  Werk  legen  dem  Fiskus  Rücksichten  auf,  die  der 
Privatbergbau  nicht  zu  üben  braucht.  Glaubt  hier  der  Bergmann  bei 
der  Gedingestellung  nicht  zu  seinem  Recht  zu  kommen,  so  kündigt 
er  und  sucht  sich  eine  neue  Arbeitsstätte.  So  einfach  liegen  die 
Verhältnisse  an  der  Saar  nicht,  denn  der  kündigende  Bergmann 
würde  auf  der  nächsten  Grube  denselben  Bergherrn  wiederfinden. 
So  schwer  es  ihm  also  ist,  die  Arbeitsstätte  zu  wechseln,  ebenso- 
wenig droht  ihm  aber  auch  die  Gefahr  der  Entlassung  z.  B.  beim 
Niedergang  der  Konjunktur.  Hier  hat  der  Fiskus  andere  Rück- 
sichten zu  üben  als  der  Privatunternehmer.  In  dieser  Hinsicht  steht 
er  noch  lange  nicht  mit  jedem  Dritten  im  Erwerbsleben  gleich. 

Ob  mit  dieser  Lohnpolitik  die  geringere  Förderung  pro  Kopf 
der  Saarbelegschaft  gegenüber  der  an  der  Ruhr  zusammenhängt, 
wird  zwar  von  der  Kommission  angenommen,  kann  aber  nicht  er- 
wiesen werden.  Jedenfalls  schreibt  die  Bergverwaltung  es  den  natür- 
lichen Bedingungen,  insbesondere  den  ungünstiger  gewordenen  Flöz- 
verhältnissen zu.  Mit  den  Statistiken  über  die  Arbeitsleistung  pro 
Kopf  im  Bergbau  ist  es  überhaupt  eine  eigene  Sache.  Bei  allen 
Schlüssen,  die  man  daraus  zieht,  gilt  es  sehr  vorsichtig  zu  sein  und 
besser  von  der  Förderung  als  von  der  Leistung  pro  Kopf  zu  sprechen. 
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Immer  wieder  zieht  man  zur  Vergleichung  der  Leistungen 
und  der  Politik  von  Staats-  und  Privatbergbau  den  Saarfiskus 
heran,  und  in  der  Tat  liefert  er  auch  eben  wegen  seiner  dortigen 
Monopolstellung  ein  geeignetes  Beweisobjekt.  Aber  man  kann 
nicht  umhin,  auch  dort  zu  vergleichen,  wo  der  Staat  den  Vorzug 
der  Sonderstellung  im  Bergbau  nicht  genießt,  wie  in  Westfalen 
und  Oberschlesien.  In  bezug  auf  die  Leistungen  seiner  Werke 
und  die  Lebens-  und  Lohn  Verhältnisse  der  Arbeiter  steht  die  staat- 
liche Bergbauverwaltung  in  Oberschlesien  hinter  dem  dortigen 
Privatbergbau  nicht  zurück.  Die  Überschüsse  im  weiteren  Sinne 
weisen  hier  nicht  den  Rückgang  wie  an  der  Saar  auf:  1909 
standen  13679902  Mk.  gegenüber  14331980  Mk.  in  1900  oder  auf 
eine  Tonne  Förderung  2,27  Mk.  gegen  2,71  Mk.  im  Jahre  19001). 
Das  höhere  Ergebnis  von  1900  ist  auf  das  Konto  der  damaligen 
Hochkonjunktur  zu  setzen. 

Über  die  wirtschaftlichen  Ergebnisse  und  Rentabilität  des 
westfälischen  Staatsbergbaues  lassen  sich  noch  keine  endgültigen 
Urteile  fällen;  man  wird  seine  weitere  Entwickelung  und  volle 
Förderung  abwarten  müssen.  Eine  Reihe  ungünstiger  Momente 
hat  den  Ausbau  dort  bedeutend  verzögert  und  verteuert,  so  der 
gewaltige  Gebirgsdruck  auf  den  Möllerschächten  bei  Gladbeck 
und  auf  Bergmannsglück  bei  Buer,  die  streichenden  Störungen  auf 
Scholven  und  der  Wassereinbruch  auf  Waltrop  1908,  der  das  Werk 
bis  191 2  völlig  still  legte.  Die  Verluste,  die  dem  Fiskus  hier  er- 
wachsen sind,  betrugen  am  Schluß  des  Etatsjahres  19 10  gegen  den 
Voranschlag  bereits  32  Millionen  Mark.  Das  ist  für  die  Durch- 
führung der  wirtschaftspolitischen  Aufgaben,  die  sich  der  Staat 
mit  diesen  Werken  gestellt  hat,  kein  geringes  Hindernis.  Die 
Sicherung  der  Rentabilität  wird  von  der  Bergverwaltung  jedoch 
mit  aller  Kraft  erstrebt,  worauf  die  starke  Verkokung  und  Neben- 
produktengewinnung auf  diesen  Werken  schließen  läßt.  Was  die 
fiskalische  Lohnpolitik  in  Westfalen  betrifft,  so  marschiert  der 
Staat  mit  seinen  Löhnen  an  der  Spitze  des  ganzen  Ruhrlippeberg- 
baues, was  nicht  schon  allein  seine  Stellung  erfordert,  sondern 
auch  die  Rücksicht  auf  die  volle  Ausnutzung  seiner  Anlagen  durch 
Heranziehung  großer  Arbeitermassen.  Von  der  Seßhaftmachung 
der  Arbeiter  hat  der  Bergfiskus  bei  dem  fluktuierenden  Charakter 
der  Bergbevölkerung  zwischen  Ruhr  und  Lippe  absehen  müssen, 
aber  er  sorgt  für  ihre  Unterbringung  in  mustergültig  angelegten, 
staatseigenen  Mietshäusern. 

x)  Drucksachen  des  preuß.  Abgeordnetenhauses  191 1,  Bd.  IV,  Nr.  307  ß,  S.  46. 
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Nicht  minder  als  die  fiskalische  Lohnpolitik  hat  die  Kohlen- 
preispolitik an  der  Saar  Veranlassung  zur  kritischen  Betrachtung 
der  Tätigkeit  des  Staates  im  Kohlenbergbau  gegeben.  Für  die 
einzelnen  Bergbaugebiete  ist  die  fiskalische  Preispolitik  nicht  ein- 
heitlich. In  Schlesien  schließt  sich  die  Berg  Verwaltung  den 
Mindestpreisen  der  oberschlesischen  Kohlenkonvention  an.  In 
Westfalen  folgt  der  Fiskus  in  der  Preisstellung  den  Richtpreisen 
des  Kohlensyndikats,  sieht  sich  aber  durch  die  Konkurrenz  des 
Syndikats,  das  ihm  mit  seinen  besten  Marken  gegenüber  tritt,  zu 
Preisnachlässen  gezwungen.  Im  Saarrevier  erhoben  sich  früher 
die  Preise  ganz  erheblich  über  die  an  der  Ruhr,  und  es  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  der  Staat  den  Frachtvorsprung 
zu  seinen  Gunsten  stark  ausgenutzt  hat.  Aber  immerhin  ist  es 
noch  ein  großer  Unterschied,  ob  das  durch  einen  Privatunter- 
nehmer oder  durch  den  Fiskus  geschieht;  denn  es  bedeutet  im 
letzteren  Falle  wenigstens  keine  Ausbeutung  im  Interesse  Einzelner. 
In  den  letzten  Jahren  ist  die  Preisdifferenz  zwischen  den  Ruhr- 
und Saarkohlen  geringer  geworden.  Die  zunehmende  Konkurrenz 
der  belgischen,  englischen  und  vor  allem  der  rheinisch-westfälischen 
Kohle,  die  besonders  durch  die  Verbesserungen  in  der  Rhein- 
schiffahrt gefördert  wurde,  hat  auf  die  Preispolitik  des  Saarfiskus 
eingewirkt.  Der  jetzige  Preisunterschied  zwischen  Saar-  und  Ruhr- 
kohle rechtfertigt  sich  durch  die  Aufbereitungen,  die  der  größeren 
Unreinheit  wegen  die  Saarkohle  unterworfen  werden  muß,  ehe  sie 
absatzfähig  ist.  Weitere  Preisermäßigungen  würden  übrigens,  so- 
weit der  Verkauf  durch  Händler  sich  vollzieht,  wahrscheinlich  nur 
diesen  zugute  kommen  und  weniger  den  Konsumenten.  Weitaus 
den  größten  Teil  der  Förderung  setzt  jedoch  der  Bergfiskus  un- 
mittelbar an  Selbstverbraucher  ab,  und  nur  20  %  seiner  Förderung 
werden  von  Handelsgesellschaften  übernommen. 

Die  Gesamtbetrachtung  des  preußischen  Staatssteinkohlen- 
bergbaues ergibt  kein  ungünstiges  Bild,  ganz  besonders  dann  nicht, 
wenn  man  die  Schwierigkeiten  berücksichtigt,  mit  denen  der  Staats- 
betrieb von  Hause  aus  zu  kämpfen  hat.  Auch  nach  der  wirt- 
schaftlichen Seite  hin  steht  die  Eignung  der  staatlichen  Organisation 
zum  Bergbau  außer  Frage.  In  seinen  Hauptpositionen  hat  sich 
der  preußische  Staatsbergbau  aus  sich  selbst  entwickelt  und  dabei 
dem  Staate  noch  bedeutende  Überschüsse  abgeworfen.  Mit  den 
Überschüssen  zwar,  die  früher  der  Staatskasse  zuflössen,  kann  in 
Zukunft  nicht  mehr  gerechnet  werden,  wenn  es  nicht  auf  Kosten 
der  Konsumenten  oder  der  Arbeiter  gehen  soll.  Eine  Verminderung 
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der  Selbstkosten  kann  nur  in  organisatorischen  und  technischen 
Verbesserungen  der  Betriebe  gesucht  werden.  Immerhin  erscheinen 
auch  heute  noch  die  Betriebsüberschüsse  im  weiteren  Sinne,  die 
im  Bergetat  19 14  mit  etwa  1,85  Mk.  pro  Tonne  der  Gesamtförderung 
veranschlagt  sind,  als  durchaus  angemessen.  Was  die  Leistungen 
und  Verhältnisse  des  Saarfiskus  anlangt,  so  müssen  bei  deren  Be- 
urteilung die  natürlichen  Verhältnisse  dieses  Bergreviers  mit  berück- 
sichtigt werden,  und  man  darf  das  Saarrevier  nicht  ohne  weiteres 
mit  dem  Ruhrgebiet  vergleichen.  Allerdings  muß  auch  dann  noch 
zugegeben  werden,  daß  der  Saarbergbau  die  Bedenken  gegen  eine 
völlige  Monopolstellung  des  Staates  im  Bergbau  verstärkt.  Aber 
durchschlagende  Gründe  gegen  eine  weitere  Verstaatlichung  lassen 
sich  von  hier  nicht  herleiten,  zumal  in  einem  solchen  Falle  Garan- 
tien geschaffen  werden  könnten,  um  »den  Fiskus  gegen  sich  selbst 
zu  schützen«.  Mängel  finden  sich  in  allen  Betrieben,  und  überall, 
wto  Menschen  arbeiten,  wird  manches  zu  wünschen  übrig  bleiben. 
Auch  Staatsbetriebe  sind  noch  lange  keine  Musterbetriebe  und 
können  es  auch  nicht  sein.  Auch  ihre  Verhältnisse  wollen  be- 
trachtet werden  als  Stufen  zu  weiterem  Fortschritt  und  zur  weiteren 
Vervollkommnung.  In  seiner  heutigen  Lage  kann  der  Staats- 
bergbau in  seinen  Gesamtleistungen  es  mit  dem  bestgeleiteten 
Privatbergbau  aufnehmen  und  wird  auch  nur  mit  ihm  verglichen. 
An  dieser  Tatsache  haben  auch  die  Ergebnisse  der  letzten  Unter- 
suchung nichts  geändert.  Was  die  Bedeutung  dieser  Untersuchung 
am  meisten  abschwächt,  ist  der  im  Hintergrund  der  Verhandlungen 
durchsichtige  Kampf  des  Privatbergbaues  mit  dem  Staatsbergbau, 
der  es  nicht  zu  einer  objektiven  Beurteilung  der  Verhältnisse  kommen 
läßt.  Der  Berichterstatter  der  Kommission  des  preußischen  Land- 
tages über  die  Rentabilität  der  Staatsbergwerke  behandelt,  wie 
Dr.  Kestnerin  seinem  Werk  »Der  Organisationszwang«  sagt,  »diese 
gesamten  Fragen  lediglich  vom  Standpunkt  der  Privatwirtschaft 
auf  Grund  rein  manchesterlicher,  vorbismarckischer  Argumen- 
tationen und  unter  völliger  Ausscheidung  volkswirtschaftlicher  Ge- 
sichtspunkte«2).  Völlig  unverständlich  und  den  Tatsachen  nicht 
entsprechend  ist  das,  was  Dr.  J.  Grunzelin  seinem  trefflichen  Werk 
»Der  Sieg  des  Industrialismus«  über  diese  Untersuchung  schreibt. 
Dort  heißt  es:  »Die  vom  preußischen  Abgeordnetenhause  im  Jahre 
ig  10  eingesetzte  Untersuchungskommission  hat  gefunden,  daß  der 
preußische  Fiskus,  der  im  Saarrevier  der  größte  Produzent  ist,  in 
seiner  Preispolitik  häufig  schärfer  war  als  das  konkurrierende 

*)  Dr.  Fr.  Kestner,  Der  Organisationszwang,  S.  387.    Berlin  1912. 
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Kohlensyndikat,  daß  er  auch  an  sozialpolitischen  und  sicherheits- 
polizeilichen Vorkehrungen  weniger  geleistet  hat  als  der  private 
Betrieb,  aber  doch  so  unrentabel  geworden  ist,  daß  der  Eintritt 
der  staatlichen  Kohlenwerke  in  das  private  Kartell  in  Erwägung 
gezogen  wurde« 1).  Die  erste  Tatsache  brauchte  nicht  durch  die 
Kommission  erst  gefunden  zu  werden,  denn  sie  stand  seit  Jahren 
fest  und  hat  dem  Fiskus  genug  Angriffe  gebracht.  Was  die  sozial- 
politische Tätigkeit  der  Bergverwaltung  anlangt,  so  spricht  ein 
Kommissionsmitglied  von  einer  in  der  Wohnungsfürsorge,  in  der 
persönlichen  Fürsorge  und  in  der  Wohlfahrtspflege  »weit  über  das 
gesetzliche  Maß  hinausgehenden  Sozialpolitik«2).  Von  den  sicher- 
heitspolizeilichen Vorkehrungen  war  in  den  Verhandlungen  über- 
haupt nicht  die  Rede;  es  dürfte  schwer  fallen,  hier  die  preußische 
Staatsbergverwaltung  als  rückständig  zu  erweisen.  Die  Behauptung, 
der  Saarbergbau  sei  völlig  unrentabel  geworden,  muß  dahin  ein- 
geschränkt werden,  daß  er  nicht  mehr  so  rentiert  wie  früher,  aber 
immer  noch  über  eine  Mark  pro  Tonne  der  Förderung  abwirft, 
ein  Satz,  mit  dem  durchschnittlich  auch  der  Privatbergbau  rechnet. 
Mit  der  Rentabilität  der  Staatswerke  stehen  die  Erwägungen  über 
den  Beitritt  des  Fiskus  zum  privaten  Kartell  nicht  im  Zusammen- 
hang.   Hier  walteten  andere  Gesichtspunkte  ob. 

Die  Geschichte  und  Gegenwart  des  preußischen  Staatskohlen- 
bergbaues beweisen,  daß  die  staatliche  Organisation  technisch  und 
ökonomisch  befähigt  ist,  Bergbau  zu  betreiben.  Von  hier  aus  ist 
die  Möglichkeit  einer  Verstaatlichung  des  Kohlenbergbaues  ge- 
geben3). Aber  von  der  Möglichkeit  bis  zur  Wirklichkeit  ist  noch 
ein  weiter  Weg,  und  auf  diesem  tun  sich  Bedenken  auf,  die  eine 
völlige  Verstaatlichung  sehr  problematisch  machen,  ihre  Zweck- 
mäßigkeit zweifelhaft  erscheinen  lassen  und  von  ihrer  Notwendig- 
keit heute  keineswegs  überzeugen.  Diesen  Bedenken  soll  von 
den  verschiedensten  Gesichtspunkten  aus  nachgegangen  werden 
und  zwar  zunächst  von  erwerbswirtschaftlichen  und  finanzpolitischen. 

*)  Dr.  J.  Grunzel,  Der  Sieg  des  Industrialismus,  S.  149.    Leipzig  191 1. 

2)  Drucksachen  des  preuß.  Abgeordnetenhauses  191 1,  Bd.  IV,  Nr.  307  A,  S.  24. 

3)  Die  gegenteilige  Ansicht  wird  in  einer  bedeutsamen  Abhandlung  »zur  Frage  der 
Verstaatlichung  des  Steinkohlenbergbaues«  in  Deutschland  von  Dr.  A.  Haniel  (Düssel- 
dorf 19 10)  vertreten.  Hier  werden  die  Hauptargumente  gegen  eine  Verstaaüichung  aus 
dem  Betrieb  und  der  Leitung  des  Bergbaues  durch  den  Staat  gefolgert. 


Lebenslauf. 


Am  27.  April  1881  wurde  ich  als  Sohn  des  Landwirts  Wil- 
helm Herring  zu  Ülzen  in  Westfalen  geboren.  Auf  den  Lehrer- 
bildungsanstalten zu  Holzwickede  und  Hilchenbach  bereitete  ich 
mich  auf  den  Lehrerberuf  vor.  Nach  vollendeter  Ausbildung  war 
ich  sechs  Jahre  in  Buer-Erle  als  Lehrer  tätig.  In  dieser  Zeit  legte 
ich  die  zweite  Lehrerprüfung  und  die  Prüfung  für  Lehrer  an 
Mittelschulen  ab.  1908  kam  ich  als  Lehrer  an  die  höhere  Stadt- 
schule zu  Ronsdorf  bei  Barmen.  Im  folgenden  Jahre  bestand  ich 
in  Coblenz  die  Rektorprüfung.  19 10  erhielt  ich  auf  meinen  An- 
trag zwecks  Weiterbildung  von  der  Kgl.  Regierung  zu  Düsseldorf 
einen  dreijährigen  Urlaub.  In  dieser  Zeit  studierte  ich  an  der 
Universität  Jena  Staatswissenschaften  und  Philosophie. 

Düsseldorf-Eller,  den  5.  März  1914. 


Wilh.  Herring. 


